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Für den Bezirk wurden im Jahr 2023 insge-
samt 397 Vorfälle aufgenommen. Im Ver-
gleich zum Vorjahr war somit die Zahl der 
Vorfälle weitestgehend gleich (2023: 397, 
2022: 387, 2021: 343). Wichtige Ereignisse 
im Bezirk waren der vermeintlich rassis-
tische Brandanschlag in Blankenburg, bei 
dem eine Frau starb, die Zunahme von 
LGBTIQ*feindlichen Vorfällen, der Stra-
tegiewechsel der extremen Rechten (III. 
Weg), eine Zunahme von antisemitischen 
Vorfällen nach dem 7. Oktober sowie das 
Urteil bei dem Prozess zum rassistischen 
Angriff auf Dilan S.

Massive Sprühereien und vermeintlich 
rassistischer Brandanschlag in Blan-
kenburg
Am 25. Januar 2023 brannte in der Nähe des 
S-Bahnhof Blankenburg ein Haus, in dem 
geflüchtete und obdachlose Menschen un-
tergebracht waren. Die Bewohner*innen 
des Hauses konnten evakuiert werden, 
jedoch starb eine Frau aus Syrien zwei 
Wochen später an den gesundheitlichen 
Folgen, die durch den Brand verursacht 
wurden. Nach dem Tod der Frau, die sechs 
Kinder hatte, erregte der Vorfall größere 
regionale und überregionale Aufmerk-
samkeit. Es wurde vermutet, dass es sich 
um einen rassistischen Brandanschlag 

handelte und Aktivist*innen machten 
auf diesen Umstand u.a. mit einer Kund-
gebung aufmerksam. Bis jetzt konnte die 
Vermutung eines rassistischen Motivs für 
den Brandanschlages nicht bestätigt wer-
den. Vielmehr scheint es wahrscheinlich, 
dass eine andere Ursache den Brand aus-
löste. Ganz ausgeschlossen werden, kann 
die Vermutung jedoch nicht, weil extreme 
Rechte im Ortsteil aktiv sind. In den letz-
ten Jahren wurden vermehrt rassistische 
Aufkleber und Schmierereien gegen an-
tifaschistisches Engagement im Ortsteil 
Blankenburg erfasst. Seit 2020 gab es im-
mer wieder selbstgemachte Aufkleber, die 
sich auf rassistische Weise gegen Schwar-
ze Menschen äußerten. Ebenso wurde seit 
2022 eine hohe Zahl an Schmierereien ge-
gen Antifaschismus getätigt. Die Meldun-
gen von Propaganda-Vorfällen nahmen 
seit der Eröffnung eines Büros der AfD im 
Ortsteil nur leicht zu (2023: 15, 2022: 12, 
2021: 16).

Zunahme von LGBTIQ*Feindlichkeit im 
Bezirk
Seit 2020 ist ein Anstieg der LGBTIQ*-
Feindlichkeit in Pankow zu verzeichnen, 
die sich in eine berlinweite Entwicklung 
einreiht. Die Zahlen im Bezirk haben sich 
mehr als verdoppelt (2023: 34, 2022: 14). 
Darunter 7 Angriffe (2022: 3), 8 Beleidi-
gungen und Bedrohungen (2022: 7) und 
19 Fälle von Propaganda (2022: 3). Ca. die 
Hälfte der Vorfälle ereignete sich im Som-
mer. Zu dieser Jahreszeit sind mehr Men-
schen draußen unterwegs, treffen sich in 
Parks und vor Cafés und damit steigt die 
Wahrscheinlichkeit, dass queere Men-
schen auf andere treffen, die ihnen ge-
genüber feindlich gesinnt sind. Unter dem 
Hashtag „#Stolzmonat“ wandte sich die 
extreme Rechte im Juni in Sozialen Medien 
und mit Aufklebern auf der Straße gegen 
den Pride-Monat, der weltweit dafür ge-
nutzt wird, um für die Gleichberechtigung 

1. Juli 2023
Am 1. Juli 2023 beleidigten, bedroh-
ten und fotografierten vier Per-
sonen vor allem als migrantisch 
wahrgenommene Besucher*innen 
des Sommerbad Pankows. Die Män-
ner trugen einheitliche T-Shirts der 
neonazistischen Kleinstpartei „III. 
Weg“ und trugen ein Transparent 
mit rassistischem Inhalt („Prügelt 
euch im Mittelmeer! Kriminelle Aus-
länder raus!“). Einige Tage später, 
nämlich am 10. Juli wurde ein ähnli-

ches Transparent aufgehängt an der 
S-Bahnbrücke am Bahnhof Pankow 
entdeckt. 
Quelle: Tagesspiegel vom 04.08.2023 

12. Oktober 2023
In der Topsstraße neben dem Mauer-
park wurde eine Davidstern-Schmie-
rerei an einer Hauswand gefunden. 
Dies geschah kurz nach dem Angriff 
der Hamas auf Israel. Die Farb-
schmiererei wurde dokumentiert an-
schließend unkenntlich gemacht und 

angezeigt. Mit dem Davidstern wur-
den zur Zeit des Nationalsozialismus 
jüdische Geschäfte, Einrichtungen 
und Wohnungen markiert, später 
wurden Jüd*innen von dort depor-
tiert und ermordet.
Quelle: Pressemeldung der Polizei vom 
14.10.23 Nr. 1905

13. November 2023
Am 13. November 2023 wurde eine 
Transfrau in der Indira-Ghandi-Stra-
ße von vier Männern transfeindlich 

Pankow

[moskito]
Fach- und Netzwerkstelle
gegen Rechtsextremismus
für Demokratie und Vielfalt

�,�>�Ã�Ã�ˆ�Ã�“�Õ�Ã���ˆ�˜���*�>�˜�Ž�œ�Ü���Ó�ä�£�™�q�Ó�ä�Ó�Î

�
�˜�Ì�ˆ�Ã�i�“�ˆ�Ì�ˆ�Ã�“�Õ�Ã���ˆ�˜���*�>�˜�Ž�œ�Ü���Ó�ä�£�™�q�Ó�ä�Ó�Î

�����	�/���+�I���i�ˆ�˜�`�•�ˆ�V�…�Ž�i�ˆ�Ì���ˆ�˜���*�>�˜�Ž�œ�Ü���Ó�ä�£�™�q�Ó�ä�Ó�Î

�
�˜�Ì�Ü�ˆ�V�Ž�•�Õ�˜�}�i�˜���ˆ�˜���*�>�˜�Ž�œ�Ü���˜�>�V�…���
�À�Ì���Ó�ä�Ó�Î

�2�C�P�M�Q�Y�G�T���4�G�I�K�U�V�G�T���^���6�C�D�G�N�N�G�P�������)�T�C�‚�M�G�P�������������^���5�G�K�V�G����

42



Pankow

queerer Menschen zu demonstrieren. Die 
zunehmende Sichtbarkeit von Menschen 
aus der LGBTIQ*-Community hat in den 
vergangenen Jahren dazu geführt, dass sie 
vermehrt angegriffen wurden und diese 
Vorfälle an das Pankower Register gemel-
det haben. Über dieses Themenfeld konn-
te das Register neue Kontakte knüpfen 
und Kooperationspartner*innen gewin-
nen. Der Anstieg der LGBTIQ*-feindlichen 
Gewalt ist nicht auf Pankow oder Berlin 
beschränkt, sondern wird bundesweit be-
obachtet.

„Der III. Weg“ – viel Propaganda und 
Einschüchterungsversuche 
Die extrem rechte Partei „Der III. Weg“ 
ist in Pankow mit ca. 100 Vorfällen, die 
ihr zugerechnet werden können, zent-
raler Akteur im neonazistischen Mileu. 
Gerade die Jugendorganisation „Natio-
nalrevolutionäre Jugend“ (NRJ) ist bereits 
in den Jahren zuvor immer wieder durch 
verschiedene Aktionen aufgefallen. Diese 
konzentrierten sich bisher auf das Kleben 
von Aufklebern und Plakaten oder das 
Sprühen einzelner Graffities. Vereinzelt 
kam es vor Schulen im Prenzlauer Berg 
oder in Weißensee zu Verteilaktionen von 
Visitenkarten, um auf die Jugendorgani-
sation aufmerksam zu machen. 2023 nah-
men Einschüchterungsversuche dieses 
Spektrums gegenüber Menschen, die als 
migrantisch oder links wahrgenommen 
wurden zu. Am 1. Juli bedrohten Mitglie-
der der neonazistischen Kleinstpartei 
„Der III. Weg“ vor dem Freibad Pankow 
Menschen, die sie als Migrant*innen aus-
machten.  Diese beiden Ereignisse sind 
Beispiele dafür, dass sich die Aktionsfor-
men des „III. Wegs“ radikalisiert haben: 
vom Kleben von Aufklebern und Plakaten, 
Foto-Aktionen für Social-Media, hin zur 
offenen Gewalt, Bedrohung und Beleidi-
gung von Migrant*innen und politischen 
Gegner*innen der extremen Rechten.

Antisemitische Vorfälle steigen nach 
dem 7. Oktober in Pankow
Die Zahl der antisemitischen Vorfälle war 
im Bezirk Pankow und allen anderen Berli-
ner Bezirken des Jahres 2023 über rückläu-
fig. Nachdem die antisemitischen Äuße-
rungen, die im Zuge der Corona-Proteste 
angestiegen waren, abnahmen, nahmen 
auch die Vorfälle ab. Das änderte sich 
schlagartig mit dem Angriff der Hamas am 
7. Oktober in Israel, bei dem knapp 1.200 
Menschen ermordet wurden. Waren bis 
Oktober lediglich 12 Vorfälle verzeichnet 
worden, ereigneten sich im letzten Quar-
tal des Jahres insgesamt 27 Vorfälle, dar-

unter ein Angriff und drei Beleidigungen/ 
Bedrohungen. Zudem wurde eine Vielzahl 
von Plakaten, auf denen die Geiseln der 
Hamas abgebildet waren, zerstört und 
abgerissen. Plakate, die an das Novem-
berpogrom von 1938 erinnerten, wurden 
vor dem unabhängigen Jugendzentrum 
JUP unkenntlich gemacht und abgerissen. 
Außerdem wurden um den 9. November 
herum, Davidsterne an Hauswände oder 
Privatwohnungen gesprüht, die als Mar-
kierung von jüdischen Menschen und Ge-
schäften wahrgenommen wurden. Diese 
Symbolik sollte bewusst Traumata an die 
Verfolgung von jüdischen Menschen im 
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beleidigt, verfolgt und schwer kör-
perlich angegriffen. 
Die Frau musste anschließend im 
Krankenhaus länger behandelt wer-
den. Nachdem der Fall bekannt 
wurde, fand am 13. April 2024 eine 
Demonstration aus Solidarität mit 
der Betroffenen in Weißensee statt, 
unter dem Motto „Klare Kante gegen 
Transfeindlichkeit“.
Quelle: ReachOut Berlin, Siegessaeule.
de 12. Apr. 2024

1 Mesusa (hebräisch für „Türpfosten“ 
bzw. konkret für „Schriftkapsel am Tür-
pfosten“) ist ein kleiner, am Türrahmen 
befestigter Zylinder. Sie enthält ein ge-
rolltes Pergamentstück mit Abschnitten 
aus der Tora und ist meistens am Ein-
gang zu den Räumen eines Gebäudes 
zu finden, in dem Jüdinnen und Juden 
leben.
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Nationalsozialismus wecken. Das Sprü-
hen der Davidsterne bleibt ungewöhn-
lich. In knapp 20 Jahren Dokumentati-
onsarbeit der Registerstellen ist diese 
Symbolik im Zusammenhang mit dem 9. 
November nicht vorgekommen. Es wur-
den Stolpersteine zerstört, Gedenkstätten 
beschmiert, antisemitische Parolen, die 
einen eindeutigen Bezug zum NS hatten, 
gesprüht, jüdische Symbole beschädigt, 
jüdische Menschen angegriffen, aber noch 
nie zuvor wurden am 9. November David-
sterne an beliebige Hauswände gesprüht. 
An dieser Stelle muss zumindest erwähnt 
werden, dass es sich um Manipulations-
versuche aus Russland handeln könnte, 
die auf eine starke Emotionalisierung bei 
Betroffenen von Antisemitismus abzielen.

Urteil im Prozess um rassistischen An-
griff auf von Dilan S.
Am 5. Februar 2022 wurde eine junge 
Frau, Dilan S., an der Straßenbahnhalte-
stelle Greifswalder Straße im Prenzlauer 
Berg aus rassistischen Gründen von einer 
Gruppe von älteren Männern und Frauen 
beleidigt und körperlich angegriffen. Dem 
Angriff war eine kurze verbale Auseinan-
dersetzung vorangegangen. In der ersten 
Pressemitteilung der Polizei hieß es da-
mals, Dilan S. hätte keine Maske getragen 
und sei deshalb zusammengeschlagen 
worden. Eine Stellungnahme von Dilan 
S. auf Social Media, Zeugenaussagen und 
Videos des Vorfalls machten deutlich, 
dass die junge Frau aus rassistischer Mo-
tivation angegriffen worden war. Der Fall 
erreichte durch die beispielhafte Täter-
Opfer-Umkehr eine große mediale Öffent-

lichkeit. Zu Jahresbeginn 2023 wurde der 
Prozess gegen die sechs Angreifer*innen 
geführt. Auch im Prozess stellte der Rich-
ter den rassistischen Hintergrund trotz 
Belegen mehrfach in Frage und wollte von 
der Betroffenen wissen, warum sie ange-
griffen worden sei. Die Staatsanwaltschaft 
stützte im Gegensatz dazu die Darstellung 
von Dilan S. Vier der sechs Beschuldigten 
wurden zu Bewährungs- und Geldstrafen 
verurteilt, zwei freigesprochen. Dass es zu 
einer Täter-Opfer-Umkehr kommen kann, 
ist bei rassistischen Gewalttaten nicht 
selten, Sie schreckt Menschen davon ab, 
ihre Gewalterfahrungen zur Anzeige zu 
bringen. 
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Der Bezirk Reinickendorf verfügt über eine 
große Fläche und 11 Ortsteile, aber nur über 
269.000 Einwohner*innen. Im Bezirk liegen 
neben dem Tegeler See und Forst auch das Na-
turschutzgebiet Tegeler Fließ. Reinickendorf 
ist durch ein großes soziales Gefälle geprägt. 
In Teilen des Ortsteils Reinickendorf und im 
südlichen Tegel sowie in den Großsiedlungen 
(Märkischen Viertel und Rollbergesiedlung in 
Waidmannslust) liegen die Anteile von Kin-
derarmut und Arbeitslosigkeit sehr hoch. Die 
Ortsteile an der Havel im Westen (Kon-
radshöhe und Heiligensee) und im 
Norden (Frohnau, Hermsdorf und 
Lübars) sind hingegen stark von 
Einfamilienhaussiedlungen geprägt 
und zählen zu den wohlhabendsten 
Gegenden Berlins. Im Mittelfeld der 
sozialen Bandbreite bewegen sich die Orts-
teile Wittenau und Borsigwalde sowie Teile 
von Tegel und Reinickendorf. Nach der Wieder-
holungswahl im Februar 2023 wird die Zählge-
meinschaft im Bezirk wieder von einer CDU-
Bürgermeisterin angeführt.

Reinickendorf

Kontakt: 
Register Reinickendorf
Stiftung SPI
Frankfurter Allee 35-37, Aufgang C
10247 Berlin

Tel.: 	 0152 - 02 82 45 37
Mail: 	 register-rd@lvs.stiftung-spi.de
Bluesky:   @rdregister
Instagram: @Register.Reinickendorf

abgerissener rechter Aufkleber in Reinickendorf Gründung des Bündnisses für Demokratie und Vielfalt
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Die Zahl der registrierten diskriminie-
renden Vorfälle in Reinickendorf ist 2023 
deutlich von 103 im Vorjahr auf 175 Fäl-
le angestiegen. Zwei strukturelle Ent-
wicklungen prägten das Lagebild. Zum 
einen wurde die Zeltstadt auf dem Ge-
lände des ehemaligen Flughafen Tegel 
für ukrainische Flüchtlinge und andere 
Asylbewerber*innen zur Dauerunterkunft. 
Dort kam es weiterhin zu struktureller Be-
nachteiligung. Zum anderen wurden vier 
Unterkünfte für minderjährige Geflüchte-
te im Bezirk eröffnet. Anwohner*innen po-
sitionierten sich ablehnend und Neonazis 
organisierten Gegenproteste. Eine Beson-
derheit des Bezirks war außerdem, dass 
hier die Neonazipartei „Die Heimat“ (ehe-
mals NPD) wieder verstärkt aktiv wurde.

Mobilisierung gegen Geflüchtete
Etwa die Hälfte der 71 rassistischen Vorfäl-
le in 2023 waren gegen Geflüchtete gerich-
tet. Neben Propagandavorfällen drückte 
sich dies in einer Mobilisierung gegen 

Unterkünfte im Bezirk aus. Ende August 
kursierten in einer Facebook-Gruppe im 
Ortsteil Lübars erste Gerüchte darüber, 
dass eine Unterkunft für minderjährige 
Geflüchtete eröffnet werden würde. Ver-
schiedene Untergangsszenarien wurden 
dort artikuliert. Einen Tag später fand, 
sehr spontan, eine Informationsveran-
staltung des Senats statt, bei der Anwe-
sende sich ungebremst rassistisch äußern 
konnten. Eine Woche darauf wurden in 
Lübars rassistische Flugblätter der Partei 
„Die Heimat“ (NPD) gegen die Unterkunft 
verteilt. Etwa zeitgleich veröffentlichte 
ein Reinickendorfer AfD-Politiker einen 
Beitrag auf Facebook, der sich gegen die 
Eröffnung einer weiteren Unterkunft für 
minderjährige Geflüchtete im Ortsteil Rei-
nickendorf richtete. Zwei Tage später fand 
eine weitere Veranstaltung des Senats 
mit Bezug auf die dort erwähnte Unter-
kunft statt. Teilnehmende unterstellten 
den Geflüchteten pauschal Betrug und 
Kriminalität. Unter den Teilnehmenden 

waren auch Anhänger von „Die Heimat“. 
Mitte Oktober lud ein Mitglied des Abge-
ordnetenhauses zu einer Nachbarschafts-
versammlung in Reinickendorf-Ost, um 
über die vermeintlichen Probleme rund 
um die Unterkunft zu sprechen. Durch 
Versammlungen wie diese wurden Reso-
nanzräume geschaffen, in denen rassis-
tische Ressentiments geäußert und be-
stärkt werden konnten.  Die Jugendlichen 
und die Mitarbeiter*innen der Unterkunft 
standenunter permanenter Beobachtung 
der Nachbar*innen und Rechtfertigungs-
druck. Am 21. Oktober veranstaltete „Die 
Heimat“ schließlich an drei Standorten in 
der Nähe von Unterkünften für minder-
jährige Geflüchtete kurze Kundgebungen, 
bei denen eine Handvoll Anhänger flücht-
lingsfeindliche Banner hochhielten.

Diskriminierende Strukturen in Notun-
terkunft Tegel
Fünf Fälle von Diskriminierung in der pro-
visorischen Unterkunft für Geflüchtete 

17. Mai 2023 
Anlässlich des Internationalen Tags ge-
gen Homo-, Bi-, Inter- und Transfeind-
lichkeit (IDAHOBIT) wurden an einer 
Oberschule im Ortsteil Reinickendorf 
Regenbogenfahnen gehisst. Mehrere 
Schüler*innen beschädigten die Flag-
gen und äußerten sich queerfeindlich. 
Sie wurden vorübergehend suspendiert.
Quelle: Meldung von Einzelperson

21. August 2023
In der Straße Am Nordgraben in Wit-
tenau wurde auf Höhe der Rathauspro-
menade an einem Mülleimer ein rassis-
tischer Aufkleber mit dem Schlagwort 
„Remigration“ bemerkt und entfernt. 
Quelle: Meldung von Einzelperson

1. November 2023
Ein Mann mittleren Alters bedrohte in 
der U8 zwischen U-Bahnhof Wittenau 
und U-Bahnhof Paracelsusbad kurz vor 
9 Uhr morgens aus rassistischen Mo-

tiven eine Mutter mir ihrem Kind mit 
Gestiken und rief ihnen Beleidigungen 
hinterher. Als eine weitere Person ihn 
daraufhin entsetzt anschaute, beleidig-
te er sie minutenlang sexistisch, queer-
feindlich, behindertenfeindlich und als 
politische Gegner*in. Er drohte der Per-
son außerdem mehrmals körperliche 
Gewalt und Mord an.
Quelle: Meldung von Einzelperson

B
e

is
p

ie
lv

o
rf

ä
ll

e
 

Reinickendorf

46



Reinickendorf

auf dem ehemaligen Flughafengelände 
Tegel wurden auf der Grundlage von Be-
richten von Bewohner*innen und Mit-
arbeitenden sowie von Presseberichten 
dokumentiert. Sie repräsentieren jeweils 
eine Vielzahl von konkreten Ereignissen 
bzw. von dauerhaften Einschränkungen. 
Die dauerhafte Unterbringung in Notun-
terkünften ohne Privatsphäre und eigene 
Kochmöglichkeiten stellt ohnehin eine 
große Einschränkung der Menschenwürde 
dar. Darüber hinaus wurde über Struktu-
ren berichtet, die Menschen mit Behin-
derungen, chronisch Kranke und Frauen 
besonders hart trafen. So wurden alle 
Toiletten zur Reinigung gleichzeitig für 
eine Stunde geschlossen und der Zugang 
zur Behindertentoilette nur Rollstuhlfah-
renden erlaubt. Die Qualität des Essens 
war schlecht, die Bewohner*innen durf-
ten aber kein eigenes Essen in die Zel-
te bringen. Es wurde nicht ausreichend 
Trinkwasser zur Verfügung gestellt. Die 
Taschen der Bewohner*innen wurden 
nicht mehr nur am Eingang, sondern auch 
im Schlafsaal durchsucht. An zwei Tagen 
durchsuchten Sicherheitsleute die Ta-
schen von Frauen, die vom Duschen ka-
men, und betrachteten ihre Unterwäsche. 
Frauen wurden generell nicht ausreichend 
vor sexualisierter Gewalt geschützt. Da-
rüber hinaus sind mehrere Gewalttaten 
durch Sicherheitsleute dokumentiert 
worden. In einem Fall wurde ein Kind von 
Security-Mitarbeitern geschlagen. Ge-
walt und Bedrohungen gegen kurdische 
Geflüchtete ging außer von Sicherkräften 
auch von anderen Bewohner*innen aus. 
Diese Fälle zeigen, dass Bewohner*innen 
dieser Form von Unterkünften besonderen 

Formen von Gewalt ausgesetzt sind und 
nicht genug Schutz erfahren. 
Das Lager liegt außerdem in einer Sicher-
heitszone des Flughafengeländes, in der 
sich auch die Flugbereitschaft der Bun-
deswehr befindet. Deswegen konnten 
Bewohner*innen keinen Besuch empfan-
gen. Auch Rettungswagen haben keinen 
unmittelbaren Zugang zu dem Gelände.  
Zugleich fehlte ein Verfahren zum Anfor-
dern von Rettungswagen in Notfällen, 
sodass Krankenhausbehandlungen ver-
hindert wurden. Insgesamt gibt es kein 
funktionierendes Beschwerde-Manage-
ment und keinen ausreichenden Zugang 
zu Beratungsangeboten.

Die Heimat
Die “Die Heimat“ (ehemals NPD) hat vie-
lerorts ihre Tätigkeit eingestellt, jedoch 
nicht in Reinickendorf. 2023 wurden im Be-
zirk 17 Vorfälle im Zusammenhang mit der 
„Die Heimat“ dokumentiert. Dies stellt 
eine Besonderheit im Vergleich zu ande-
ren Berliner Bezirken dar. Seit Beginn des 
Jahres war die Partei wieder auf Facebook 
aktiv. Kurz nach der Umbenennung der 
NPD in „Die Heimat“ im Sommer wurden 
Aufkleber des Bezirksverbands mit neuem 
Namen auf der Lübarser Höhe gemeldet. 
Im September wurden in Lübars rassis-
tische Flugblätter der Partei verteilt, die 
sich gegen die Unterbringung von ge-
flüchteten Mädchen richteten. Anhänger 
der Partei nahmen auch an einer Infover-
anstaltung des Senats zur Eröffnung einer 
Unterkunft für minderjährige Geflüchtete 
teil. Im Oktober gab es dann drei Kleinst-
kundgebungen der Partei gegen die Un-
terbringung jugendlicher Geflüchteter. 

Der Ortsverband organisierte weitere 
Veranstaltungen. So wurde im Oktober zu 
einem „deutsch-nationalen Stammtisch 
Reinickendorf“ eingeladen. Der Stamm-
tisch des Bezirksverbandes soll jeweils am 
ersten Freitag im Monat stattfinden.

Ausblick
Ein Blick auf die Vorfälle im ersten Quar-
tal 2024 zeigt, dass sich der Trend zum 
Anstieg der Vorfälle in Reinickendorf wei-
ter fortsetzt. Im März brannte eines der 
Schlafzelte für Geflüchtete auf dem Flug-
hafengelände ab und lenkte die mediale 
Aufmerksamkeit kurz auf die Unterkunft. 
Im neuen Jahr wurden bereits neue Fälle 
struktureller Diskriminierung in der Ein-
richtung dokumentiert. Die andauernde 
menschenunwürdige Unterbringung dort 
wird das Register Reinickendorf auch in 
diesem Jahr weiter beschäftigen.
Die „correctiv“-Recherchen über die Ver-
treibungspläne extrem rechter Netzwer-
ke lösen auch bei Reinickendorfer*innen 
mit Migrationsgeschichte Ängste aus, wie 
wir aus persönlichen Gesprächen wissen. 
Berlinweit wird in den vergangenen zwei 
Jahren ein Anstieg rassistischer Beleidi-
gungen und Bedrohungen beobachtet. 
Insofern ist zu befürchten, dass die stei-
gende Zustimmung für rassistische Positi-
onen im Alltag zu weiteren Übergriffen auf 
Minderheiten führen wird. Zu beobachten 
sein wird außerdem, inwiefern sich extrem 
rechte Jugendgruppen im Bezirk etablie-
ren und mit Neonazis von „Die Heimat“ 
und „Der III. Weg“ Kooperationen einge-
hen werden.
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Der Bezirk Spandau mit seinen neuen Orts-
teilen liegt am westlichen Stadtrand und 
hat fast 260.000 Einwohner*innen. Der na-
mensgleiche Ortsteil stellt das „Zentrum“ 
des Bezirks dar und ist mit der U-7, der S-
Bahn und der Regionalbahn an die Innen-
stadtbezirke Berlins angebunden. Im Orts-
teil Spandau ist der Sitz der Verwaltung und 
hier tagt die Bezirksverordnetenversamm-
lung, auch viele Behörden wie das Jobcen-
ter und Sozialamt befinden sich in diesem 
Ortsteil. 
Vor dem Rathaus kreuzen sich sämtliche 
Buslinien Spandaus. Die größte Fußgänger-
zone Berlins bietet mit zwei Straßenzügen, 
dem Marktplatz und dem Rathausplatz 
viele Einkaufsmöglichkeiten, Begegnungs- 
und Veranstaltungsorte. Aus diesem Orts-
teil werden die meisten Vorfälle für das 
Register Spandau gemeldet. Neben der be-
schaulichen Altstadt verfügt Spandau über 
Ortsteile wie Staaken oder das Falkenha-
gener Feld, die durch Hochhaussiedlungen 
geprägt sind und solche wie Kladow, in 
denen Einfamilienhäuser und Grünflächen 
das Stadtbild dominieren. In den Ortsteilen 
Hakenfelde und Haselhorst führen zahl-
reiche Neubauprojekte weiterhin zu einem 
deutlichen Bevölkerungszuwachs.

Spandau

Kontakt: 
Registerstelle Spandau 
GIZ gGmbH
Reformationsplatz 2
13597 Berlin

Tel.: 	 0162 - 5781723 
	 (Signal, Telegram)
Mail: 	 register.spandau@giz.berlin

Neonazi-Aufkleber in der Carl-Schurz-Straße Hakenkreuz in Hakenfelde
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Propaganda häufigster Vorfall − An-
stieg bei struktureller Benachteiligung
Mit 101 erfassten Vorfällen, hat der Be-
zirk Spandau die niedrigste Vorfallzahl 
aller Registerstellen. Das liegt zum einen 
daran, dass es hier nur vereinzelt zu Akti-
vitäten der extremen Rechten kommt, au-
ßerdem gibt es im Vergleich mit anderen 
Bezirken weniger Orte die stark frequen-
tiert sind und damit kommt es seltener zu 
Gelegenheitstaten.
2023 war das Register Spandau mit zwei 
halben Stellen ausgestattet und hatte 
daher mehr Ressourcen als 2022 für Re-
cherche, Ausweitung des bezirklichen 
Netzwerks und Registervorstellungen zur 
Verfügung. Dadurch konnte die Anzahl der 
erfassten Vorfälle auf 101 erhöht werden 
(2022:82), was etwa dem Niveau von 2021 
entspricht, als mit zwei Mitarbeiter*innen 
106 Vorfälle dokumentiert werden konn-
ten.

2023 war Propaganda (37 Vorfälle) − wie 
in den letzten beiden Jahren auch − die 
am häufigsten dokumentierte Vorfallart in 
Spandau. Als Propaganda werden Sticker, 
Flyer, Plakate bzw. gesprühte Botschaften 
erfasst. Ein Drittel dieser Propaganda war 
rassistisch motiviert, 20 Prozent dienten 
der rechten Selbstdarstellung (z.B. von 
„Der III. Weg“) oder richtete sich gegen 
den politischen Gegner. 3 Vorfälle waren 
antisemitisch motiviert, 2 Vorfälle waren 
LGBTIQ*-feindlich.
Strukturelle Benachteiligungen lagen 
2023 erstmals an zweiter Stelle der er-
fassten Vorfallarten (23 Vorfälle). Als 
strukturelle Benachteiligungen werden 
Diskriminierungen erfasst, die aufgrund 
eines ungleichen Machtverhältnisses 
möglich wurden, wie sie zum Beispiel 
in Bildungseinrichtungen zwischen 
Schüler*innen und Dozent*innen bzw. 
Lehrkräften oder in Behörden (Jobcenter, 

Sozialamt) zwischen Klient*innen und 
Sachbearbeiter*innen bestehen. Diese 
Meldungen verdanken die Register vor 
allem den Kooperationspartner*innen, 
einige konnte das Register Spandau auch 
selbst aufnehmen, sofern wir persönli-
chen Kontakt zu den Betroffenen hatten. 
In diesem Bereich ist aufgrund des Abhän-
gigkeitsverhältnisses von einem großen 
Dunkelfeld auszugehen, da Betroffene 
Nachteile befürchten, falls Meldungen auf 
sie zurückgeführt werden können. Deshalb 
werden Vorfälle von struktureller Benach-
teiligung grundsätzlich stark anonymi-
siert (bezogen auf das Datum, aber auch 
andere Informationen), um Rückschlüsse 
auf die meldende Person zu verhindern. Es 
ist davon auszugehen, dass der Anstieg 
struktureller Benachteiligungen auf eine 
Verkleinerung des Dunkelfeldes zurückzu-
führen ist: Verbesserte Meldestrukturen, 
zum Beispiel das Online-Meldeformular 

19. Januar 2023
An einem Gymnasium wurden Sticker 
der neonazistischen Kleinstpartei „Der 
III. Weg“ entdeckt und entfernt, die 
mittels QR-Code auf eine gezielt an Ju-
gendliche gerichtete Website führten.
Quelle: Berliner Register

22. März 2023
Eine junge, Kopftuch-tragende Frau 
wurde von einem Mann in der U-Bahn 
Linie U7 antimuslimisch und rassis-
tisch beleidigt. Der Mann sagte, dass 

Deutschland kein Land für Leute wie sie 
sei. Er beschimpfte sie und behauptete, 
dass diese Gruppe von Menschen faul 
sei und aus dem Land abhauen soll.
Quelle: Register Spandau

13. Juni 2023
Die Glasscheibe am symbolischen „Ewi-
gen Licht“ des Mahnmals wurde aus 
mutmaßlich antisemitischen Motiven 
mit Hilfe einer herangeschleppten Geh-
wegplatte zertrümmert. Die Lichtins-
tallation soll an das „Ewige Licht“ in der 

am 9. November 1938 zerstörten Span-
dauer Synagoge erinnern.
Quelle: Beauftragte für Erinnerungskultur 
im Evangelischen Kirchenkreis Spandau

9. Juli 2023
Ein Mann kam vom Bahnhof Spandau 
und lief zum Eingang des Münsinger 
Parks. Er versuchte, einen dort stehen-
den E-Scooter zu aktivieren. In 50 m 
Entfernung saß eine Gruppe von min-
destens fünf jüngeren Männern. Sie 
riefen ihm homophobe Bemerkungen B
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zu. Da der Scooter nicht funktionier-
te, musste der Betroffene seinen Weg 
zu Fuß fortsetzen. Plötzlich hörte er 
ein Geräusch, drehte sich um und sah, 
dass zwei oder drei der Männer in seine 
Richtung liefen, einer hatte einen Taser 
in der Hand und gab „Schreckschüsse“ 
ab. Der Betroffene konnte weglaufen. 
Er bemerkte noch, dass ihm noch 200 m 
weit mit einer Taschenlampe hinterher 
geleuchtet wurde.
Quelle: Meldeformular der Berliner Regis-
ter

19. Juni 2023
Auf einem Stromkasten in der Heerstra-
ße gegenüber der Bushaltestelle „Heer-
straße 438-446“ wurde ein mit schwar-
zem Edding geschmiertes Hakenkreuz 
entdeckt.
Quelle: Gemeinwesenverein Heerstraße 
Nord e.V., Quartiersmanagement Heerstra-
ße

20. November 2023
An der Johann-Landefeldt-Straße in 
Kladow wurde eine Gruppe von Kindern 

von einem älteren Ehepaar rassistisch 
beschimpft und beleidigt. Sie wurde 
mit dem ‚‘K-Wort‘‘ beschimpft. Ihnen 
wurde vorgeworfen, dass sie ‚‘keine Er-
ziehung haben‘‘. Eine Passantin, die das 
Ganze beobachtete, reagierte als Ver-
bündete für die Kinder und wurde dafür 
mit denselben Worten beschimpft. Die 
Passantin brachte die Kinder umgehend 
aus der Situation heraus, begleitete sie 
in den Hort und informierte den Erzie-
her.
Quelle: Bürger*innenmeldungB
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der Berliner Register, und berlinweite 
Netzwerkarbeit mit Beratungsstellen 
führten zu mehr Meldungen.
Bedrohungen/ Beleidigungen/ Pöbeleien 
bleiben mit 22 Vorfällen ähnlich relevant 
wie in den Vorjahren. Die meisten Bedro-
hungen/ Beleidigungen/ Pöbeleien waren 
rassistisch motiviert (77 %).

Anstieg der Angriffe − vor allem rassis-
tisch und LGBTIQ*-feindlich motiviert
2023 wurden 15 Angriffe dokumentiert, 
was nach 2020, dem Corona-jahr in dem 
es vermehrt zu Gewalt in Wohngebieten 
gekommen war, die höchste bisher erfass-
te Anzahl ist. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, dass eine Untererfassung möglich ist, 
da die Register nur Zugang zu den Presse-
mitteilungen der Polizei und den Anfragen 
im Abgeordnetenhaus haben und das LKA 
seit 2021 aus Datenschutzgründen keine 
Angriffszahlen an die Register weiterlei-
tet.
7 Angriffe waren rassistisch motiviert, 
bei einem Angriff war Antisemitismus 
das Motiv, ein Angriff richtete sich gegen 
einen obdachlosen Mann. Betroffen von 
Angriffen waren sowohl Erwachsene wie 
Jugendliche und Kinder.
Auffallend ist die hohe Anzahl LGBTIQ*-
feindlicher Angriffe (6). Dazu kamen noch 
3 Vorfälle von LGBTIQ*-feindlichen Be-
drohungen/ Beleidigungen/ Pöbeleien 
bzw. Propaganda. Diese Entwicklung ent-

spricht dem berlinweiten Trend, allerdings 
gibt es in Spandau keine etablierte Bera-
tungsstruktur für queere Menschen jeden 
Alters, so dass von einem hohen Dunkel-
feld ausgegangen werden muss. Queere 
Jugendliche, die bisher in den Familien-
zentren mit wenigen Stunden durch qui:k 
(Queer im Kiez) und qui:b (Queer im Beruf) 
beraten wurden, haben 2024 mit der Ein-
weihung des Jugendzentrums „Neue 18“ 
und dem Bereich qua:lle (Trialog) endlich 
eine feste Anlaufstelle erhalten.

Deutlicher Anstieg bei Rassismus als 
Motiv
Seit Einrichtung der Registerstelle 
Spandau 2014 war Rassismus das häufigs-
te Motiv aller dokumentierten Vorfälle, 
ebenso wie in ganz Berlin. 2023 war mehr 
als die Hälfte aller Vorfälle (57) rassistisch 
motiviert, im Vorjahr waren es nur 37 ge-

wesen. Dabei war ein Drittel der 57 Vor-
fälle allgemein rassistisch motiviert, 15 
Vorfälle waren gegen Schwarze Personen 
gerichtet, 7 Vorfälle gegen Muslim*innen. 
Von 23 Vorfällen struktureller Benachtei-
ligung waren 21 rassistisch motiviert, das 
heißt, wenn Menschen in Behörden und 
Bildungseinrichtungen Diskriminierung 
erlebten, dann vor allem aus rassistischen 
Gründen. Auch die dokumentierten Bedro-
hungen/ Beleidigungen/ Pöbeleien waren 
überwiegend rassistisch.
10 Vorfälle waren antisemitisch, verteilt 
auf die Vorfallarten Angriff (1), Propagan-
da, Bedrohung/ Beleidigung/ Pöbelei und 
Sachbeschädigung (je 3). Die Sachbeschä-
digungen betrafen auch das Mahnmal 
für die ermordeten Juden und Jüdinnen 
Spandaus am Lindenufer. Im Vorjahr wur-
de mit 9 nur ein antisemitischer Vorfall 
weniger erfasst. Auf die ganze Stadt bezo-
gen stiegen nach dem 7. Oktober, mit dem 
Angriff der Hamas auf Israel, die antise-
mitischen Vorfälle erheblich an. Das galt 
insbesondere für die Innenstadtbezirke, 
wo ein Großteil der Proteste stattfanden, 
in deren Rahmen es zu antisemitischen 
Übergriffen kam. In Spandau kam es im 
Zusammenhang mit dem 7. Oktober zu 
zwei Vorfällen in zeitlicher Nähe. Am 8. 
Oktober veröffentlichte ein Spandauer 
Bürger ein Video, in dem die Hamas ver-
herrlicht wurde. Eine Hausdurchsuchung 

Spandau
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Spandau

und die Eröffnung eines Strafverfahrens 
waren die Folge. Am 13. Oktober wurde 
eine 15-Jährige am Askanierring attackiert. 
Sie wurde mit den Worten: „Drecksauslän-
derin. Israel ist besser als Palästina. Am 
besten verschwindest du jetzt schnell von 
hier.“ Beschimpft, ihr wurde das Kopftuch 
heruntergerissen und sie wurde getreten.

Verteilung der Vorfälle auf die 9 Ortstei-
le Spandaus
Weiterhin werden die meisten Vorfälle für 
den Ortsteil Spandau erfasst (44), was mit 
der auf diesen Ortsteil zentrierten Struk-
tur des Bezirks erklärt werden kann. Au-
ßerdem sind die Laternen in der Fußgän-
gerzone vom U-Bahnhof Rathaus Spandau 
bis zum U-Bahnhof Altstadt-Spandau eine 
beliebte Sticker-Strecke der extremen 

Rechten. Zeitnah werden ihre Sticker dann 
von aufmerksamen Bürger*innen entfernt 
oder mit anderen Stickern überklebt.
Bei 20 Vorfällen im Bezirk war der Ortsteil 
nicht bekannt. Dies betrifft vor allem Vor-
fälle, die von Kooperationspartner*innen 
gemeldet werden und die aus Daten-
schutzgründen stark anonymisiert wur-
den. Hierbei handelte es sich überwiegend 
um Angriffe oder strukturelle Benachtei-
ligungen.In allen anderen Ortsteilen war 
die Zahl der Vorfälle einstellig. 4 Vorfälle 
passierten im Internet. Die übrigen 33 Vor-
fälle verteilten sich auf 7 der 9 Ortsteile, 
ohne dass sich ein Schwerpunkt abzeich-
nete. Aus Ortsteilen mit aktiven Anlauf-
stellen wie Staaken oder dem Falkenhage-
ner Feld wurden mehr Vorfälle gemeldet 
als zum Beispiel aus Siemensstadt (2 Vor-
fälle), wo es keine Anlaufstelle gab. In 

Haselhorst machten aktive Melder*innen 
den Unterschied, da auch hier bisher keine 
Anlaufstelle eingerichtet werden konnte.

Öffentliche und nicht-öffentliche Orte
Propaganda ist auf Wahrnehmung und 
Besetzung des öffentlichen Raumes 
ausgerichtet und daher im öffentlichen 
Raum und in öffentlichen Verkehrsmit-
teln sowie Haltestellen und Bahnhöfen 
präsent. Aber auch Angriffe und Bedro-
hungen/ Beleidigungen/ Pöbeleien finden 
überwiegend im öffentlichen Raum und 
öffentlichen Nahverkehr statt. Diese bie-
ten den Täter*innen eine gewisse Anony-
mität und Fluchtmöglichkeit. Betroffene 
erhalten aber durch die Zivilcourage von 
Zeug*innen auch Unterstützung. Vorfäl-
le im Wohnumfeld (Nachbarn, im Super-
markt) werden als besonders bedrohlich 
erlebt, da die Wahrscheinlichkeit groß ist, 
den Täter*innen erneut oder regelmäßig 
zu begegnen.
Demgegenüber sind die Tatorte struktu-
reller Benachteiligungen vom Machtge-
fälle zwischen Betroffenen, Zeug*innen 
und Täter*innen gekennzeichnet (zum 
Beispiel in Bildungseinrichtungen) oder 
finden ohne Zeug*innen statt (Behörden), 
was es den Betroffenen erschwert, Anzei-
ge zu erstatten und sich erfolgreich gegen 
Diskriminierungen zu wehren.
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Wenn man ursprünglich nicht aus Berlin 
kommt, gehört der Bezirk Marzahn-Hel-
lersdorf nicht unbedingt zu den Bezir-
ken, in denen man leben oder arbeiten 
möchte. Warum bist du in den Bezirk ge-
kommen?

Als ich als Angestellte arbeiten wollte, 
habe ich einen Job hier gefunden, der mich 
interessiert, in dem ich meine Sprachen 
benutzen kann, Arabisch und Französisch. 
Und so habe ich hier angefangen. Hätte es 
dieses Angebot wo anders gegeben, wäre 
ich auch wo anders hingegangen. In dem 
Moment hatte ich nicht so große Bedenken 
davor, in Marzahn zu arbeiten. Bis vor zwei 
Jahren.

Wie sieht dein Alltag auf Arbeit aus?
Das ist sehr abwechslungsreich. Manch-

mal sind wir im Büro, manchmal sind wir 
unterwegs, zum Beispiel wenn in der Ge-
flüchtetenunterkunft eine Veranstaltung 
stattfindet. Es ist eine tolle Arbeit und 
macht Riesenspaß. Man trifft unterschied-
liche Leute, man kann helfen und vermit-
teln, man ist wie eine Brücke zwischen den 
Geflüchteten und den Nachbarn.

Jetzt erlebst du dabei rassistische An-
feindungen. In welchen Situationen pas-
siert das?

Wenn ich zum Beispiel zur Post hier in der 
Nähe gehe, oder auch beim Einkaufen, wird 
man mindestens schief angeguckt. Nach 
dem Motto „Was machst du denn hier?“, 
ohne das laut auszusprechen. Das ist nicht 
täglich, aber in letzter Zeit macht sich das 
sehr bemerkbar. Ich spüre das schon. Das 
hat auch damit zu tun, dass ich wacher bin, 
seit ich angegriffen wurde. Ich habe meine 
Augen hinten und vorne, und nehme al-
les ernster. Auch die Teilnehmenden beim 
Sprachtreff erleben Vorurteile und rassisti-
sche Ausdrücke. Letztens gab es anlässlich 
des Zuckerfests eine tolle Veranstaltung 
mit arabischer Musik. Das habe ich zum 

dritten Mal hier in Marzahn organisiert, 
davor gab es das nicht. Eine ältere Dame, 
die eigentlich sehr nett ist, hat mich dort 
gefragt: „Du kommst aus Marokko? Habt 
ihr dort auch eine Waschmaschine oder 
wascht ihr alles mit den Händen?“ Die Leu-
te wissen zu wenig. Im Ramadan haben wir 
bei uns in den Büroräumen ein Iftar (Fas-
tenbrechen) veranstaltet. Wir haben die 
Leute aus der Nachbarschaft eingeladen, 
sowohl die Geflüchteten als auch die Deut-
schen. Manche fanden es toll, dass sie et-
was darüber erfahren haben und die ganze 
Zeremonie selbst miterleben konnten. Aber 
Andere fragten „Was soll das jetzt hier? 
Muss das hier in Marzahn sein?“.

Mit den Berliner Registern erfassen wir 
pro Jahr in der ganzen Stadt zwischen 
1100 und 1500 rassistische Vorfälle. Im 
Vergleich zu den vergangenen beiden 
Jahren sind insbesondere die rassisti-
schen Beleidigungen und Bedrohungen 
angestiegen. Spürst Du etwas von dieser 
Entwicklung?

Ich bin mir sehr sicher, dass die tatsäch-
lichen Zahlen mindestens 4-mal so hoch 
sind, wie die gemeldeten Zahlen. Ich habe 
kaum mitbekommen, dass von den Leuten 
aus meinem Umfeld, den Leuten aus der 
Geflüchtetenunterkunft die ich betreue, je 
etwas gemeldet worden ist von jeglichen 
Anfeindungen und rassistischen Aussagen. 
Wenn ich frage: “Gehst du die Sache mel-
den?”, heißt es “Nein, ich will nicht.” Sie 
haben Angst. Sie denken, dann kriegen sie 
noch mehr Stress. Ich merke aber selbst, 
dass es mehr ist, seit die AfD hier stärker 
geworden ist. Das muss ich ganz ehrlich 
sagen. Die Menschen waren schon vorher 
dieser Meinung, aber sie haben sich nicht 
getraut. Jetzt haben sie mehr Mut, lau-
ter zu sagen: “Wir hassen euch, ihr müsst 
raus”.

Im letzten Herbst fand in der Nähe von 
Potsdam ein Treffen statt, bei dem Mit-
glieder der AfD, Rechtsextreme aus Ös-
terreich und andere rechtskonservative 
Akteure Pläne über die Abschiebung von 
Millionen Menschen mit Migrationsge-
schichte aus Deutschland besprochen 
haben. Das hat zu riesigen Demonstra-
tionen in ganz Deutschland geführt bei 
denen Menschen sich für die Demokratie 
stark machen. Merkst Du im Alltag eine 
Veränderung durch dieses Ereignis?

Ich habe das an den Äußerungen von den 
geflüchteten Menschen hier in Marzahn 
gemerkt. Sie haben mich gefragt, was da 
passiert ist. Viele sind vor Krieg geflohen, 
um hier ein sicheres Land und Ruhe zu fin-
den. Es gibt die geflüchteten Menschen, 
die jetzt neu hier sind. Es gibt aber auch die 
alten, die hier schon ewig leben, vielleicht 
Generationen. Von denen fühlen sich vie-
le als Deutsche, die ihre Zukunft und ihre 
Existenz hier sehen. Was das mit den bei-
den Gruppen macht, ist, dass sie sich nicht 
mehr sicher fühlen. Viele erwägen die Aus-
wanderung, mit Kindern und Allem zurück-
zugehen. Diejenigen, die das noch nicht 
gemacht haben, bereiten das vor: Arbeiten 
und Sparen für eine Existenz woanders. 
Deutschland ist nicht mehr sicher, das hört 
man heute so oft wie nie zuvor. Leider.

Was hilft Dir im Umgang mit rassisti-
schen Anfeindungen?

Zunächst habe ich mir professionelle Hilfe 
geholt. Heute lache ich manchmal darüber. 
Wenn meine Tochter zu mir kommt und 
sagt “Heute hat mich eine Frau angebrüllt 
oder beleidigt”, machen wir uns lustig dar-
über, obwohl es schlimm ist. Ich habe vor 
noch hier zu bleiben, und so lange muss ich 
einfach stark sein. Ich muss vorsichtig sein, 
aber die können mich nicht einfach in eine 
Ecke drängen, das lasse ich nicht zu. Und 
deswegen mache ich weiter hier in Mar-
zahn. 

Eine Perspektive auf den Alltag in 
Marzahn-Hellersdorf

Interview

S. ist Sozialarbeiterin und arbeitet gemeinsam mit einem kleinen Team in einem Sozialen Projekt in Marzahn. Dort hat 
sie mit Menschen mit Fluchthintergrund und anderen Bewohner*innen des Bezirks zu tun.
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Steglitz-Zehlendorf ist ein Randbezirk, der im Süd-
westen von Berlin liegt. Er erstreckt sich ausgehend 
von den Nachbarbezirken Charlottenburg-Wilmers-
dorf und Tempelhof-Schöneberg bis an die Grenze 
zu Brandenburg im Süden Berlins. Von der Fläche 
ist Steglitz-Zehlendorf der drittgrößte Bezirk Ber-
lins. Ende Dezember 2022 lebten 311.040 Menschen 
in acht Ortsteilen dort. Bekannt ist der Bezirk über 
Berlin hinaus für seine Seen, wie den Schlachtensee 
oder den Wannsee. Dort steht das „Haus der Wann-
see-Konferenz“, eine Gedenk- und Bildungsstätte 

zum Gedenken an die Zeit des Nationalsozialismus. 
Neben sehr grünen Arealen zur Erholung, bietet der 
Bezirk belebte Viertel, wie z.B. die Einkaufsstraße 
Schloßstraße.
Die Freie Universität Berlin, die Evangelische Hoch-
schule und weitere Forschungseinrichtungen wie 
das Max-Planck-Institut oder der Campus der Cha-
rité Benjamin Franklin machen Steglitz-Zehlendorf 
zu einem Wissenschaftsstandort. Regiert wird 
Steglitz-Zehlendorf seit 2021 von einer Bürgermeis-
terin der Partei „Bündnis 90/Die Grünen“.

Steglitz-Zehlendorf 

Extrem rechte Aufkleber in Lichterfelde Flugblätter islamistischer Gruppen an der TU

Kontakt:
Register Steglitz-Zehlendorf
Stadtteilzentrum Steglitz e.V.
Holsteinische Straße 39-40
12161 Berlin

Mobil: 	 0177 - 4731717
Mail:	 sz@berliner-register.de
Facebook: ReginaStegendorf
Twitter:	@RegisterBSZ
Instagram: @RegisterBSZ
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Im Jahr 2023 hat das Register Steglitz-
Zehlendorf 176 Vorfälle dokumentiert. Das 
sind 67 Vorfälle mehr als im Vorjahr (2023: 
176; 2022: 109). Damit hebt sich die Anzahl 
der Vorfälle auf das Niveau vor der Corona-
Pandemie (2019: 180). Im Vergleich zu den 
anderen Berliner Bezirken sind die Zahlen 
dennoch relativ gering. Steglitz-Zehlendorf 
ist trotz der größeren Fläche dünner besie-
delt als z.B. die Nachbarbezirke. Insgesamt 
gibt es ruhigere Wohnviertel als in den be-
lebten Innenstadtbezirken.
Die häufigsten Vorfälle, welche vom Regis-
ter dokumentiert wurden, fallen in die Kate-
gorie der „Propaganda“, also Sticker, Flyer 
oder Schmierereien. Hier zeigte sich ein 
Anstieg von 52 Vorfällen im Gegensatz zum 
Vorjahr (2023: 121; 2022: 69).
Bei den Motiven, die das Register Steglitz-
Zehlendorf 2023 verzeichnet hat, sticht ins-
besondere das Motiv „Rassismus“ hervor. 
Hier haben sich die Zahlen mehr als verdop-
pelt. Im Jahr 2022 wurden 26 rassistische 
Vorfälle gemeldet, 2023 gingen 65 rassisti-
sche Vorfälle in die Chronik ein. 

Rassismus in Steglitz-Zehlendorf
Rassismus stellt sich im Bezirk auf verschie-
dene Weisen dar. Die gemeldeten Vorfälle im 
Jahr 2023 zeigten sich in rassistischer Propa-
ganda, in Alltagsrassismus und in struktu-
reller Benachteiligung.
Im Straßenbild in Steglitz-Zehlendorf 
finden sich zum Beispiel diskriminieren-
de Aufkleber oder geschmierte Sprüche. 
Im Vergleich zum Vorjahr wurden 2023 in 
Steglitz-Zehlendorf mehr rassistische Auf-
kleber gemeldet (2023: 33 rassistische Sti-
cker; 2022: 8 rassistische Sticker). Die Slo-
gans der Sticker richteten sich z.B. gegen 
geflüchtete Menschen. Der Konsens dieser 
Sticker: „Geflüchtete Menschen sind in 
Deutschland nicht willkommen“ oder auch 
„Geflüchtete Menschen sind grundsätzlich 
kriminell“. Die Bilder der Aufkleber stellten 
Menschen mit Migrationsgeschichte stereo-
typ als Terrorist*innen dar. 
Rassismus begegnete betroffenen Personen in 
ihrem Alltag. Wie auch die Jahre zuvor kam es 
im Bezirk immer wieder zu Beleidigungen und/
oder rassistischen Diskriminierungen in Ge-
schäften, auf der Straße oder im öffentlichen 

Nahverkehr. Im öffentlichen Nahverkehr bei-
spielsweise wurden beispielsweise Personen 
angegriffen, die einer benachteiligten Gruppe 
zugeordnet wurden und deswegen rassistisch 
attackiert wurden. Dies betraf u.a. auch das 
Fahrpersonal von Bussen und Bahnen. Eine 
Person wurde angegriffen, als sie einer von 
Rassismus betroffenen Person beiseite stand.
Alltagsrassismus zeigte sich im Jahr 2023 
drastischer als in den Vorjahren und hatte 
teilweise weitreichende, lebensverändern-
de Folgen für die Betroffenen. Alle acht ge-
meldeten Angriffe aus dem Jahr 2023 waren 
rassistisch motiviert. Fünf Menschen waren 
von rassistischen Diskriminierungen in ihrem 
direkten Wohnumfeld betroffen. Bei zwei der 
Vorfälle wurden betroffene Personen von 
ihren Nachbar*innen körperlich angegrif-
fen. Mehrere Personen mussten aufgrund 
von permanenten Beleidigungen durch ihre 
Nachbar*innen ihre Wohnung verlassen. Ob-
wohl in diesen Fällen die Polizei eingeschal-
tet wurde und Unterstützung durch eine Be-
ratungsstelle bestand, hatten die Personen 
keine andere Möglichkeit, um sich gegen den 
erfahrenen Rassismus zu schützen.

22. Januar 2023
Ein Mann wird aufgrund von antimusli-
mischem Rassismus von seinem Nach-
barn im Treppenhaus bedrängt und ge-
würgt. Zum Schutz des Betroffenen und 
seines Umfelds werden keine weiteren 
Angaben gemacht.
Quelle: ReachOut

9. April 2023
Zu Ostern wurde das Grab (Ehrengrab) 
von Robert Kempner auf dem Parkfried-
hof in Lichterfelde geschändet. Es wur-

de mit einem Hakenkreuz beschmiert. 
Robert Kempner war Stellvertreter des 
amerikanischen Hauptanklägers bei 
den Nürnberger Prozessen. 
Quelle: Bürger*innenmeldung, Twitter

5. Mai 2023
In der Buslinie 283 wurde eine Frau von 
einem unbekannten Mann erst ras-
sistisch beleidigt und dann mehrmals 
mit der Faust gegen den Kopf geschla-
gen. Als der Busfahrer anhielt, konnte 
der Mann fliehen. Die Frau erlitt Kopf-

schmerzen und wollte sich in Behand-
lung begeben. Die Polizei ermittelt.
Quelle: Polizeimeldung vom 05.05.2023, Nr. 
0698

7. Juli 2023
Auf einer Wiese am Schlachtensee 
äußerte sich eine Gruppe Menschen 
behindertenfeindlich über die Special- 
Olympics, die zu dem Zeitpunkt in Ber-
lin stattfanden. 
Quelle: Bürger*innenmeldung
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Neben dem Wohnumfeld sind auch Bil-
dungseinrichtungen, wie Kindertagesstät-
ten oder Schulen nicht immer sichere Orte 
für People of Colour (PoC). Insgesamt wur-
den dem Register sieben rassistisch-moti-
vierte Vorfälle in Kindergärten und Schulen 
gemeldet. Zwei Kinder bzw. Schüler*innen 
verließen die Einrichtungen aufgrund der er-
fahrenen Diskriminierung. Auch hier waren 
die Erfahrungen so gravierend, dass sich die 
Menschen trotz Beratung und Unterstüt-
zung für diese Schritte entschieden haben. 
Einrichtungen wie Hochschulen oder Uni-
versitäten sind ebenfalls nicht frei von Ras-
sismus. Betroffene und nicht-betroffene 
Student*innen meldeten rassistische Aus-
sagen, die in Seminaren geäußert wurden 
oder Vorfälle, die sich auf dem Campus der 
Freien Universität Berlin abspielten.
Rassismus im Bezirk zeigt sich auch in 
struktureller Benachteiligung. Die Zahlen 
aus dem Jahr 2023 sind wieder auf das Ni-
veau von 2021 gestiegen, nachdem sie 2022 
bei einer Anzahl von nur 3 Vorfällen lagen 
(2023: 13; 2022: 3; 2021: 14). Zur strukturel-
len Benachteiligung zählen die Register 
Vorfälle, die durch Behörden und Instituti-
onen verursacht werden. Beispiele hierfür 
sind: Einwanderungsbehörden, Jobcenter 
oder Jugendamt. Im Jahr 2023 gab es u.a. 
einen Vorfall, bei dem einer Person aus ras-
sistischer Motivation eine angemessene 
medizinische Hilfe versagt wurde. Vorfälle 
dieser Art werden insbesondere über die 
Netzwerkpartner*innen des Registers er-
fasst. Bei den Betroffenen handelt es sich 
meist um Menschen in Abhängigkeiten von 
Leistungen oder um besonders vulnerable 
Personen. Die Berliner Register anonymisie-
ren diese Vorfälle, um betroffene Personen 
zu schützen.
Für Menschen, die nicht selbst von Diskrimi-
nierung betroffen sind, mögen diese Zahlen 
gering scheinen und die Erfahrungen der 
Menschen abstrakt oder schwer vorstellbar 
sein. Für rassifizierte Personen hat Rassis-
mus aber ganz konkrete Auswirkungen, 

die sie ein Leben lang begleiten und die ihr 
Leben verändern. Täter*innen hingegen er-
fahren im Gegensatz dazu häufig nur sehr 
wenig bis kaum Einschränkungen oder Kon-
sequenzen für ihr Leben.

Rechte Bedrohung sozialer Einrichtungen 
2023 verstärkte sich ein Trend, der 2022 be-
gann und im Jahr 2024 noch anhält. Soziale 
Einrichtungen des Bezirks sind immer mehr 
von extrem rechten, rassistischen und dis-
kriminierenden Vorfällen betroffen. Die Ein-
richtungen stehen unter unterschiedlicher 
Trägerschaft, haben aber gemeinsam, dass 
sie sich nach Außen für Vielfalt und Demo-
kratie einsetzen. Die Mitarbeiter*innen der 
Einrichtungen arbeiten mit Kindern und 
Jugendlichen, mit geflüchteten Menschen 
oder mit der gesamten Nachbarschaft der 
Einrichtung zusammen.
Bei den Vorfällen handelt es sich u.a. um 
Aufkleber, die auf Schaukästen oder Au-
ßenwände der Einrichtungen angebracht 
werden. Teilweise werden gezielt Angebote 
zum Thema „Vielfalt“ überklebt. Zwei der 
Einrichtungen erhielten zudem Briefe mit 
rassistischen Äußerungen als Briefkasten-
einwurf. 2023 waren dies insgesamt zehn 
Vorfallmeldungen, wobei zwei der Einrich-
tungen regelmäßig betroffen waren. Insbe-
sondere in den Monaten von September bis 
Dezember erhielt das Register mindestens 
alle zwei Wochen Meldungen von einer die-
ser Einrichtungen. Die Inhalte der Sticker 
und Briefe richteten sich gezielt gegen die 
Besucher*innen, sowie gegen die Angebo-
te der Einrichtungen. Beispielsweise wurde 
das Angebot eines Queer-Cafés mit einem 
Aufkleber überklebt, dessen Slogan lau-
tete: „Braun ist bunt genug“ (Vorfall vom 
20.09.2023).
Ziel dieser sozialen Einrichtungen im Bezirk 
ist die Unterstützung und Vernetzung be-
nachteiligter Menschen. Sie dienen als Orte 
der konkreten Hilfe und des Empowerments.
Solche Vorfälle führen bei den 
Mitarbeiter*innen zu Verunsicherungen. Es 

besteht nicht nur die Sorge, dass sie selbst 
für ihre öffentlich gezeigte Haltung bedroht 
werden, sondern auch um die Sicherheit der 
Besucher*innen.

Auswirkungen des Angriffs der Hamas am 
7. Oktober 2023
Der Angriff der terroristischen Organisation 
Hamas, der zum aktuellen Krieg zwischen 
Israel und Gaza führte, bildete sich in den 
Vorfällen aus dem Jahr 2023 ab. Betroffen 
war vor allem der Ortsteil Dahlem. An der 
Freien Universität Berlin wurden, neben den 
bereits oben erwähnten rassistischen Äuße-
rungen, nach dem 7. Oktober 2023 vermehrt 
Pro-Palästinensische Veranstaltungen oder 
Demonstrationen erfasst. Auf Flyern und 
bei diesen Veranstaltungen wurden antise-
mitische Äußerungen getätigt oder Schil-
der gezeigt. Im Dezember 2023 besetzten 
pro-palästinensische Student*innen einen 
Hörsaal. Bei dieser Besetzung wurde u.a. die 
Shoah relativiert und das Narrativ des Deut-
schen „Schuldkult“ bedient. 
Von den19 gemeldeten antisemitischen 
Vorfällen, fanden 9 in Dahlem statt. 13 von 
insgesamt 19 antisemitischen Vorfällen ge-
schahen in den Monaten Oktober, Novem-
ber und Dezember. Auch außerhalb des 
Universitätskontext wurden uns Vorfälle 
gemeldet, die sich auf den Krieg beziehen. 
Am 27. Oktober wurden in Zehlendorf bei-
spielweise Plakate mit Fotos und Namen 
von israelischen Geiseln der Hamas abgeris-
sen und zerstört. 
Grundsätzlich können wir Register nur das 
abbilden, was wir von Bürger*innen des Be-
zirks, Netzwerkpartner*innen oder betrof-
fenen Personen gemeldet bekommen. Wie 
auch die Jahre zuvor ist deshalb von einem 
hohen Dunkelfeld auszugehen. Um dieses 
aufzudecken, wird das Register Steglitz-
Zehlendorf weiterhin Akteur*innen und 
Interessierte im Bezirk für die Perspektiven 
von benachteiligten Gruppen sensibilisieren 
und über die eigene Arbeit aufklären.

27. Oktober 2023
In der Hampsteadstraße in Zehlendorf 
wurden Plakate mit Fotos und Namen 
von israelischen Geiseln der Hamas 
abgerissen und zerstört. Da der Hamas-
Terror gegen israelische Zivilist*innen 
islamistisch und antisemitisch moti-
viert war, wird die Zerstörung dieser 
Plakate als antisemitisch gewertet.  
Quelle: Bürger*innenmeldung

6. November 2023
An der Bushaltestelle „Berner Straße“ 

im Schweizer Viertel wurden mehrere 
extrem rechte und rassistische Sticker 
geklebt. Zwei der Aufkleber sind von 
einem extrem rechten Versandhandel 
und hetzen gegen geflüchtete Men-
schen. Weitere selbstgemalte Aufkleber 
richten sich gegen den Islam. Ein weite-
rer Sticker ist gegen das Gendern. Die 
Aufkleber wurden entfernt.
Quelle: Bürger*innenmeldung

17. November 2023
Unter der Brücke an der Leonoren-

straße an der S-Bahnstation Lankwitz 
wurde ein großes rassistisches Graffiti 
entdeckt. Dort stand: „Remigration. 
No Invasion“. Das Schlagwort „Remi-
gration“ verweist auf die Forderung 
der Neuen Rechten nach zwangswei-
ser Abschiebung von Migrant*innen. 
Der Audruck „Invasion“ markiert mi-
grantische Personen als bedrohliche 
Zuwander*innen, die in Massen in das 
Land kommen.
Quelle: Bürger*innenmeldung
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Die Recherche- und Informationsstelle Anti-
semitismus Berlin dokumentierte 2023 insge-
samt 1.270 antisemitische Vorfälle in Berlin. 
Dies ist die höchste Anzahl antisemitischer 
Vorfälle, die seit Beginn der zivilgesellschaft-
lichen Dokumentation antisemitischer Vorfälle 
innerhalb eines Kalenderjahres in Berlin regis-
triert wurden. Im Vergleich zu 2022 beläuft sich 
der Anstieg auf knapp 50 %. Der sprunghafte 
Anstieg antisemitischer Vorfälle in Berlin ist 
auf die antisemitischen Reaktionen auf den 7. 
Oktober 2023, den Tag an dem die Hamas und 
andere Terrororganisationen Massaker an der 
israelischen Zivilbevölkerung verübten, sowie 
die darauffolgenden Kriegshandlungen zwi-
schen Israel und der Hamas zurückzuführen.
487 antisemitische Vorfälle ereigneten sich in 
den etwas mehr als neun Monaten vor dem 7. 
Oktober, 783, rund 6 2 % der insgesamt regis-
trierten Vorfälle 2023, nach dem Terrorangriff 
der Hamas bis zum 31. Dezember 2023

Für das Jahr 2023 insgesamt wurden 2 Vorfälle 
extremer Gewalt sowie 34 Angriffe dokumentiert. 
2022 waren es 1 Vorfall extremer Gewalt und 21 
Angriffe gewesen. Gezielte Sachbeschädigungen 
sind von 31 Vorfällen in 2022 auf 52 Vorfälle in 2023 
gestiegen. Es wurden 49 Bedrohungen verzeich-
net, mehr als doppelt so viele wie im Vorjahr (24 
Bedrohungen).

Nach dem 7. Oktober haben sich durchschnittlich 
etwa 14 Vorfälle pro Woche ereignet, die sich ge-
gen Jüdinnen_Juden und Israelis richteten. 2023 
waren in 262 Vorfällen 365 jüdische oder israeli-
sche Einzelpersonen betroffen. In 2022 waren es 
98 Vorfälle gewesen, in denen 134 jüdische oder 
israelische Einzelpersonen als Betroffene gezählt 
wurden.

Antisemitische Vorfälle waren auch vor dem 7. 
Oktober ein den Alltag von Berliner Jüdinnen und 
Juden prägendes Phänomen. Nach dem 7. Oktober 
ist der Antisemitismus noch raumgreifender ge-
worden, Vorfälle im öffentlichen Nahverkehr und 
im Wohnumfeld haben deutlich zugenommen. So 
berichten jüdische Betroffene von Situationen, in 
denen sie in Bus oder U-/S-Bahnen beschimpft 
oder angerempelt wurden. Wohnhäuser wurden 
mit Davidsternen markiert, in anderen Fällen kam 
es zu antisemitischen Anfeindungen durch Nach-
bar_innen.

Antisemitische Vorfälle in Berlin 2023:
Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus Berlin 

Kooperationspartner*innen

56



Kooperationspartner*innen

Nach dem 7. Oktober dokumentierte das Projekt 
22 antisemitische Vorfälle an Berliner Schulen. 18 
dieser Vorfälle ereigneten sich von Angesicht zu 
Angesicht, z. B. wurden Kinder von ihren Mitschü-
ler_innen antisemitisch beschimpft, bedroht oder 
auch angegriffen. Auch die Hochschule sticht 2023 
als Tatort heraus. Während in den Jahren 2019 – 
2022 durchschnittlich etwa 2 Vorfälle pro Jahr an 
Hochschulen dokumentiert wurden, waren es 
2023 29 Vorfälle, 25 davon nach dem 7. Oktober.

Neben dem Anstieg antisemitischer Vorfälle zeigt 
sich eine qualitative Veränderung in der Wir-
kungsweise der Vorfälle seit dem 7. Oktober auf 
Jüdinnen_Juden, Israelis und sichtbares jüdisches 
Leben in Berlin. Das Leben von Jüdinnen_Juden, 
jüdischen Gemeinden und Organisationen in Ber-
lin fand wegen der Zunahme antisemitischer Vor-
fälle und einer erhöhten Gefährdung seit dem 7. 
Oktober im öffentlichen Raum nur noch stark ein-
geschränkt statt. Viele Jüdinnen_Juden ergriffen 
unmittelbar nach dem 7. Oktober Schutzmaßnah-
men, um nicht als jüdisch erkennbar zu sein, oder 
sie mieden Räume, die ihnen nicht sicher erschie-
nen. Diese umfassenden Auswirkungen sind eine 
Zäsur für jüdische und israelische Communities in 
Berlin und müssen neben konkreten antisemiti-
schen Vorfällen berücksichtigt werden.

Rund 62 % der antisemitischen Vorfälle enthiel-
ten im Jahr 2023 Elemente des israelbezogenen 
Antisemitismus. Dieser trat jedoch mehrheitlich 
in Kombination mit anderen Erscheinungsfor-
men auf. Werden z. B. Jüdinnen_Juden kollektiv 
beschimpft und im gleichen Zuge Israel dämoni-
siert, so handelt es sich auch um antisemitisches 
Othering; wird die Politik Israels mit der natio-
nalsozialistischen Vernichtungspolitik gleichge-
setzt, handelt es sich auch um eine antisemitische 
Täter-Opfer-Umkehr und eine Bagatellisierung 
der Schoa, sodass sich hier israelbezogener An-
tisemitismus und Post-Schoa-Antisemitismus 
überschneiden.

2023 dokumentierte das Projekt 83 Versammlun-
gen, in deren Kontext sich antisemitische Vorfälle 
ereigneten, 56 davon wurden nach dem 7. Okto-
ber abgehalten. In 2022 wurden im gesamten Jahr 
36 Versammlungen dokumentiert. Der 7. Oktober 
und der Krieg Israels gegen die Hamas diente als 
Anlass für eine breite Mobilisierung zu Versamm-
lungen, bei denen in Reden, in Parolen oder auf 
mitgeführten Transparenten/Plakaten antisemiti-
sche Inhalte festgestellt wurden. Auf diesen Ver-
sammlungen traten teilweise Akteur_innen aus 
dem linken/antiimperialistischen, dem islamisch/
islamistischen Spektrum sowie dem Spektrum des 
antiisraelischen Aktivismus gemeinsam auf. Dies 
zeigt, dass die Israelfeindschaft als verbindendes 
Element zwischen politischen Milieus fungieren 
kann, die sich sonst nicht nahestehen.

Zum ersten Mal seit Beginn der Dokumentation ist der antiisraeli-
sche Aktivismus dasjenige politisch-weltanschauliche Spektrum, 
dem die meisten zuordenbaren Vorfälle (15,5 %) zugewiesen wer-
den konnten. Dem rechtsextremen/rechtspopulistischen Spekt-
rum, dem seit 2015 immer die meisten Vorfälle zuordenbar waren, 
wurden 2023 6,3 % zugewiesen.

Auch die antisemitischen Vorfälle, die sich im Internet ereigne-
ten, sind nach dem 7. Oktober stark angestiegen. Während vor 
dem 7. Oktober wöchentlich im Durchschnitt sechs Vorfälle online 
verzeichnet wurden, waren es danach mehr als 24 Vorfälle pro 
Woche. Es ist allerdings für die Zeit nach dem 7. Oktober gerade 
im Online-Bereich von einem großen Dunkelfeld antisemitischer 
Vorfälle auszugehen.

Antisemitische Vorfälle in Berlin 2023

Eine Auswertung der Recherche- und Informationsstelle 
Antisemitismus Berlin (RIAS Berlin)

Digital unter: 
report-antisemitism.de/annuals
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Tempelhof-Schöneberg 

Kontakt: 
Register Tempelhof-Schöneberg 
NUSZ in der UFA-Fabrik e. V.
Viktoriastraße 13
12105 Berlin

Tel.: 	 0176 - 58 85 57 15 
Mail: 	 ts@berliner-register.de
Facebook: TSRegisterBerlin 
Twitter:	@TSRegister
Instagram: @TSRegister

Im Jahr 2023 erfasst die Registerstelle Tempel-
hof-Schöneberg insgesamt 256 Vorfälle, was 
einer Verdopplung im Vergleich zum Vorjahr 
entspricht (2022: 120). Der Großteil des An-
stiegs ist auf Propagandavorfälle, wie Aufkle-
ber zurückzuführen, die von 57 im Jahr 2022 auf 
114 im Jahr 2023 angestiegen sind. Die Motive 
haben keinen Schwerpunkt. Zu allen Themen, 
wie LGBTIQ*-Feindlichkeit, NS-Verharmlo-
sung, Rassismus, Rechte Selbstdarstellung, 
Antisemitismus und politische Gegner*innen 
wurden zwischen 10 und 30 Propaganda-Vor-
fälle erfasst. 
Rassismus bleibt mit 78 Vorfällen die häufigste 
inhaltliche Kategorie (2022: 42). Den Anstieg in 
diesem Themenfeld machen Diskriminierungs-
fälle durch Institutionen und Behörden sowie 
Beleidigungen und Bedrohungen aus.

Bei den Ortsteilen sind die Anstiege vor al-
lem in Schöneberg-Nord und bei den räumlich 
nicht zuzuordnenden Vorfällen (bezirksweit) 
zu verzeichnen. Die Ursache hierfür sind wö-
chentliche Demonstrationen der Querdenker-
partei „Die Basis“ und zusätzliche Daten aus 
Antidiskriminierungsberatungsstellen, die für 
das Vorjahr 2022 nicht vorlagen.

LGBTIQ*-feindliches Plakat Antisemitischer Schriftzug im Mariendorfer Damm
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Ortsteile: Besonders starke Anstiege in 
Schöneberg-Nord und bei bezirkswei-
ten Vorfällen
Der Ortsteil mit den meisten Vorfällen ist 
Schöneberg-Nord (86 für das Jahr 2023), 
was einen deutlichen Anstieg im Vergleich 
zu 2022 bedeutet (27 Vorfälle wurden 2022 
dokumentiert). Grund hierfür sind mon-
tags stattfindende wöchentliche Demons-
trationen der Querdenker-Partei „Die Ba-
sis“. Zudem gab es mehr Angriffe (2023: 9; 
2022: 4) sowie Beleidigungen und Bedro-
hungen mit rassistischem Hintergrund im 
Ortsteil.

In der Kategorie Bezirksweit/ Unbekannt 
(61 Vorfälle für 2023) werden Vorfälle, 
die stark anonymisiert sind, damit die 
Betroffenen der Vorfälle keine negati-
ven Konsequenzen zu befürchten haben. 
Darunter fallen beispielsweise 24 Diskri-
minierungsfälle an Schulen, die von der 
Beratungsstelle ADAS gemeldet wurden, 
15 antisemitische Vorfälle, die RIAS Berlin 
weitergeleitet hat und solche, die stark 
anonymisiert über eine parlamentarische 
Anfrage im Berliner Abgeordnetenhaus 
veröffentlicht wurden. Letztere Vorfäl-
le aus der Anfrage sind 2022 nicht in die 
Auswertung eingegangen, weil sie nicht 
vorlagen.

In Mariendorf blieben die Zahlen im Ver-
gleich zu 2022 ähnlich (32 für das Jahr 
2023 und 27 für 2022), während wir einen 
Rückgang im Vergleich zum Jahr 2021 ver-

zeichnen (62 Vorfälle). Dabei handelt es 
sich hauptsächlich um Propaganda (28 
Vorfälle), wobei die Motive Rassismus (14 
Vorfälle) sowie NS-Verharmlosung und 
rechte Selbstdarstellung (10 Vorfälle) he-
rausstechen. So wurden beispielsweise 
im Juni auf einer Informationstafel am 
Planentenspielplatz Hakenkreuze und die 
Parole „NS-Zone“ geschmiert.
Auch in Tempelhof (2023: 22, 2022: 10), 
Schöneberg-Süd (2023: 23, 2022: 15), Frie-
denau (2023: 18, 2022: 13) und Marienfelde 
(2023: 10, 2022: 5) ist ein niedriger Anstieg 
der dokumentierten Vorfälle zu verzeich-

nen. In Tempelhof wurden im gesamten 
Jahr 2023 Vorfälle mit unterschiedlichen 
Motiven dokumentiert. Hervorzuheben 
sind ein Flugblatt mit antisemitischem In-
halt, ein Fall von Anfeindungen gegen eine 
wohnungslose Person sowie vier Vorfälle 
von LGBTIQ*-Feindlichkeit. Nur zweimal 
wurden auch Flugblätter der Neonazi-
Kleinstpartei „Der Dritte Weg“ in Brief-
kästen verteilt. Tempelhof-Schöneberg ist 

ein Bezirk, in dem nur sehr wenige Akti-
vitäten organisierter extrem rechter Par-
teien stattfanden. In Friedenau wurden 
die meisten Fälle von Anti-LGBTIQ*-Pro-
paganda (6) gefunden. Diese Propaganda 
wurde beispielsweise durch Aufkleber 
verbreitet. Unter dem Titel „Stolzmonat“ 
wurde bundesweit eine Gegenkampgange 
zum Pride-Month aus der extremen Rech-
ten initiiert. Die Spuren dieser Kampagne 
waren auch in Tempelhof-Schöneberg zu 
finden. Darüber hinaus gab es einen Fall 
von Behindertenfeindlichkeit. So wurde 
im Januar 2023 am Marktplatz Breslauer 
Platz ein Kind mit Behinderung und des-
sen Familie von einer Frau beleidigt und 
bedroht.
In den Ortsteilen Lichtenrade und Ma-
rienfelde wurden insgesamt 14 Vorfälle 
dokumentiert. Diese sind auf Aufkleber 
gegen politische Gegner*innen der ext-
remen Rechten, den Nationalsozialismus 
verherrlichende Schmierereien und anti-
muslimisch rassistische Propaganda zu-
rückzuführen.

Inhaltliche Zuordnung: Rassismus ist 
stärkstes Vorfallsmotiv
Die Hauptmotivation für die Vorfälle im 
Jahr 2023 war Rassismus mit 78 Erfas-
sungen. Darunter wurden 23 Vorfälle von 
struktureller Benachteiligung an verschie-
denen Schulen im Bezirk, die wir durch un-
sere Zusammenarbeit mit der Anlaufstelle 
für Diskriminierungsschutz an Schulen 
(ADAS) erhalten haben.

26. Februar 2023
In der Ullsteinstraße wurde ein Mäd-
chen, das mit seiner Mutter, die auch 
einen Kinderwagen mit einem Baby 
darin schob, unterwegs war, von ei-
ner Frau aus dem Weg gedrängt. Als 
die Mutter nach dem Grund frag-
te, schrie die Frau sie an, „Weil ihr 
Scheiß Ausländer seid, ihr Scheiß 
Kanaken, raus aus meinem Haus! Ich 
kann euch nicht ausstehen“. Außer 
dem Schrecken ist dem Kind glück-
licherweise nichts passiert. Die Frau 

verschwand kurz darauf in unbe-
kannte Richtung.
Quelle: Berliner Register 
 
25. April 2023
Ein Mann wurde in einem Restaurant 
in der Akazienstraße in Schöneberg-
Süd aus rassistischer Motivation an-
gegriffen. Als er fragte, ob er Infor-
mationen über eine Veranstaltung 
aushängen könne, wurde er von ei-
nem Angestellten beleidigt und hin-
ausgewiesen. Anschließend wurde er 

von dem Angestellten und einer wei-
teren Person bedrängt, geschlagen, 
gewürgt und getreten. Auch sein 
Fahrrad wurde stark beschädigt.
Quelle: ReachOut 
 
20. September 2023 
Eine queere BIPoC Trans-Person 
wurde in der U-Bahn-Linie 1 von zwei 
Männern um die 50 Jahre angegrif-
fen. Die Person wurde rassistisch be-
leidigt, als sie versuchte, mit ihrem 
Fahrrad in die U-Bahn einzusteigen. 
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Von den 11 rassistisch motivierten Angrif-
fen im Jahr 2023 ereigneten sich zwei in 
Schöneberg-Süd und zwei in Tempelhof. 
Drei weitere ereigneten sich in Marien-
felde, Mariendorf und Schöneberg-Nord. 
Bei den restlichen fünf Angriffen wurde 
aus Gründen des Schutzes der Betroffe-
nen nicht angegeben, wo sie sich im Be-
zirk ereignet haben. Viele dieser Angriffe 
basieren auf Rassismus, Ausländerfeind-
lichkeit und Antiziganismus. Es handelt 
sich bei rassistischen Angriffen häufig um 
Gelegenheitstaten, die unvermittelt pas-
sieren und bei denen Täter*innen und Be-
troffene sich nicht kennen. Im Juni wurde 
beispielsweise eine 22-jährige Frau gegen 
18.30 Uhr in einem Bus der Linie M46 in der 
Dominicusstraße von einer 36-jährigen 
Frau rassistisch beleidigt und bespuckt. 
Als die 22-jährige schwangere Frau auf-
stehen wollte, wurde sie von der 36-Jäh-
rigen gestoßen und mit der Hand gegen 

den Kopf geschlagen. Daraufhin prallte 
sie mit dem Bauch gegen eine Sitzbank. 
Der Begleiter der Angreiferin stellte sich 
zwischen die beiden Frauen und beende-
te damit den Angriff. Attacken dieser Art 
wirken auf Betroffene traumatisierend, 
weil sie die Situation weder vorhersehen 
noch verhindern oder sich in Zukunft vor 
ähnlichen Erfahrungen schützen können.

Unter den erfassten rassistischen Vorfäl-
len sind auch 19 Bedrohungen, Pöbeleien 
und Beleidigungen. In zwei Fällen han-
delte es sich um konkreten antimuslimi-
schen Rassismus, in zwei Fällen um anti-
Schwarzen Rassismus und in einem Fall 
um Antiziganismus. Es gab auch Fälle von 
rassistischen Beleidigungen gegenüber 
Kindern und Familien, die nicht als Wei-
ße wahrgenommen werden. So wurde im 
Juli eine Frau vor einem Café in der Mei-
ninger Straße von dort sitzenden Gästen 

im Vorbeigehen zum wiederholten Mal 
rassistisch beleidigt. Die Gäste machten 
Affenlaute und -gesten. Auch Kinder und 
Freundinnen der Betroffenen wurden dort 
schon rassistisch beleidigt.

LGBTIQ*-feindliche Vorfälle gestiegen
Besorgniserregend ist der Anstieg an 
LGBTIQ*-feindlichen Vorfälle im gesam-
ten Bezirk, der sich in einen berlinweiten 
Trend einreiht. Von den 24 Angriffen, die 
wir für das Jahr 2023 dokumentierten, 
hatten 12 ein LGBTIQ*-feindliches Motiv. 
Zusätzlich wurden 9 Vorfälle von Bedro-
hungen mit LGBTIQ*-feindlichen Moti-
ven dokumentiert. Beispielsweise kam 
es zu drei Sachbeschädigungen und einer 
Demonstration gegen die LGBTIQ*-Com-
munity in Schöneberg-Süd. So verteilte 
im Oktober die neonazistische Kleinpartei 
„Der III. Weg“ Flyer während der Tage der 
offenen Tür der queeren Kitas „Rosarote 

Tempelhof-Schöneberg
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Die Person erklärte den beiden Män-
nern, dass sie eine gültige Fahrkarte 
für das Fahrrad habe, aber die Belei-
digungen wurden nur noch schlim-
mer. Einer der Männer ging auf die 
Person zu und trat ihr fest auf den 
Fuß.
Quelle: Meldeformular Berliner Register
 
21. September 2023
Ein Mann, der mit einer befreundeten 
Frau nachmittags an einer Bushalte-
stelle in Alt-Marienfelde stand, wur-

de von einem Mann mit einer Krücke 
aus rassistischen Motiven geschlagen 
und stürzte zu Boden. Auch am Boden 
liegend wurde er weiter geschlagen. 
Der Mann wurde verletzt und musste 
im Krankenhaus behandelt werden. 
Quelle: Tagesspiegel 23.09.2023
  
 
30. Dezember 2023
In der Zietenstraße wurde ein Paar 
von einer Gruppe Männer homo-
feindlich beleidigt und angegriffen. 

Die Angreifer schlugen und traten 
auf das Paar ein und flüchteten an-
schließend. Die beiden betroffenen 
Männer wurden zur Behandlung in 
ein Krankenhaus gebracht. Der poli-
zeiliche Staatsschutz beim Landes-
kriminalamt Berlin hat die Ermittlun-
gen übernommen.
Quelle: Polizeimeldung Nr. 2429 vom 
31.12.2023 und Queer.de vom 01.01.2024 
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Tempelhof-Schöneberg

Tiger“ und „Gelbgrüne Panther“ im Rah-
men des Projekts „Lebensort Vielfalt am 
Südkreuz“ verteilt. Die Flugblätter tru-
gen den Titel „Familien schützen! Homo-
Propaganda stoppen!“. In dem Text auf 
dem Flugblatt wurde argumentiert: „Wir 
stehen für den Schutz unserer Heimat, 
unserer Kultur & unseres Volkes. Die Fa-
milie ist dabei ein Gut, was es in besonde-
rer Weise zu fördern & zu erhalten gilt“. 
Es wurden zudem an zwei verschiedenen 
Orten Regenbogenfahnen zerstört. Auch 
in anderen Bezirken wurden vermehrt Re-
genbogenfahnen an Einrichtungen und 
Verwaltungsgebäuden beschädigt.

Verschwörungsideologische Aktivitäten 
im Bezirk
Im Jahr 2023 fanden regelmäßig Montags-
demonstrationen des verschwörungsideo-
logischen und rechten Spektrums statt. 
Insgesamt wurden für das Jahr 2023 32 sol-
cher Veranstaltungen dokumentiert. Viele 
Teilnehmer*innen stammten aus dem Um-
feld der sogenannten Querdenker*innen 
und Sympathisant*innen der Partei „Die 
Basis“. Es gibt personelle Überschneidun-
gen mit den Autokorso-Demonstrationen 
im Bezirk. Bei diesen Montagsspaziergän-
gen in Schöneberg-Nord wurde die Zeitung 
„Der Demokratische Widerstand“ verteilt, 
eine Publikation, die für rechtsoffene und 
verschwörungsideologische Inhalte be-
kannt ist. In anderen Berliner Bezirken 
sind Spaziergänge aus diesem Milieu mit 
dem Ende der Corona-Maßnahmen wei-
testgehend eingestellt worden.

Fazit
Im Jahr 2023 hat die Registerstelle in 
Tempelhof-Schöneberg doppelt so viele 
Vorfälle dokumentiert wie im Vorjahr. Dar-
unter sind Fälle von Rassismus, Antisemi-
tismus, LGBTIQ*-Feindlichkeit und Auf-
kleber und Schmierereien aus der rechten 
Szene erfasst worden. 
Ein Grund für den Anstieg der Vorfäl-
le ist die Erhöhung der Bekanntheit der 
Registerstelle durch Aktivitäten mit 
Kooperationspartner*innen und mit der 
Community im Schöneberger Norden. Von 
dort wurden die meisten Vorfälle gemel-
det (Montagsdemos und LGBTIQ*-feind-
liche Gewalt und Beleidigungen). Für das 
Jahr 2024 soll die Arbeit in den südliche-
ren Ortsteilen Marienfelde und Lichtenra-
de verstärkt werden, damit auch dort das 
Dunkelfeld an Vorfällen kleiner wird.

Im Bezirk Tempelhof-Schöneberg gibt es 
eine fest verankerte LGBTIQ++-Commu-
nity, bestehend aus verschiedenen Projek-
ten, Akteur*innen, Orten und Menschen, 

die hier leben. Sie leisten einen wertvollen 
Beitrag für die Dokumentation der Vorfäl-
le im Bezirk. Die Anwohner*innen und hier 
arbeitende Menschen bereichern das Zu-
sammenleben im Bezirk und stärken mit 
ihrem Engagement für die Registerstelle 
die Sichtbarkeit von Betroffenen im All-
tag. An dieser Stelle möchten wir uns bei 
allen bedanken, die uns Vorfälle melden 
sowie bei allen Organisationen, Bibliothe-
ken, Kooperationspartner*innen, Projek-
ten und Kontaktstellen, die unsere Arbeit 
im vergangenen Jahr unterstützt haben. 
Nur durch dieses Engagement werden die 
unterschiedlichen Erlebnisse und Pers-
pektiven sichtbar. Danke!
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Treptow-Köpenick

Kontakt: 
Register Treptow-Köpenick
offensiv’91 e. V.
Hasselwerder Str. 38-40
12439 Berlin 

Tel.: 	 030 - 65 48 72 93
Mail: 	 tk@berliner-register.de
Facebook: Register Treptow-Köpenick 
Twitter: @TKRegister

„III. Weg“_Schriftzug in der Eitelsdorfer Straße Neonazi-Aufkleber am Sterndamm

Treptow-Köpenick ist der flächengrößte Bezirk Berlins und 
einer der grünsten. In seinen 15 Bezirksregionen wohnen ca. 
294.000 Menschen. Dabei unterscheiden sich diese Regio-
nen stark - vom fast innenstädtischen Alt-Treptow bis nach 
Schmöckwitz an der Grenze zu Brandenburg. Diese regiona-
len Unterschiede in Bevölkerungsdichte und -struktur spie-
geln sich auch in den Registerdaten wider. Im Bezirk befin-
det sich zudem die Bundeszentrale der Partei „Die Heimat“ 
(ehemals NPD).
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Treptow-Köpenick im Jahr 2023 
Im Jahr 2023 wurden 451 Vorfälle doku-
mentiert (2022: 350). Das entspricht einem 
Zuwachs von 29 %. Neben der Propaganda 
(+ 48) sind insbesondere die Beleidigun-
gen, Bedrohungen und Pöbeleien stark 
angestiegen (+ 37). Durch den Ausbau 
des Melder*innen-Netzwerks konnte das 
Dunkelfeld, d.h. die Vorfälle, die passie-
ren, aber bisher nicht gemeldet werden, 
weiter erhellt werden. So wurden 2023 die 
meisten Vorfälle seit Beginn der Erfassung 
durch das Register Treptow-Köpenick do-
kumentiert.

Verbale Gewalt auf dem Höchststand
2023 wurden so viele Beleidigungen, Be-
drohungen und Pöbeleien wie noch nie 
in Treptow-Köpenick gemeldet. Insge-
samt 80 Vorfälle stellen nahezu eine Ver-
dopplung zum Vorjahr dar. Dabei sind 
es insbesondere die Motive LGBTIQ*-
Feindlichkeit (+ 16), Antisemitismus (+ 
8) und die Feindschaft gegen politische 
Gegner*innen der extremen Rechten (+ 
5), die zugenommen haben. Rassismus ist 
nach wie vor das Hauptmotiv, jedoch gab 
es hier keine Veränderung zum Vorjahr.
Die meisten Vorfälle wurden aus Fried-
richshagen (13) gemeldet. Hier kam es 
auch zu einer Serie von antisemitischen 
Pöbeleien durch eine Person, was den 
größten Teil des Anstiegs in diesem Mo-
tivbereich erklärt. Die Vorfälle mit dem 
Motiv LGBTIQ*-Feindlichkeit (19) rich-
teten sich mehrheitlich direkt gegen die 
betroffenen Personen (14), wobei trans 
Personen (8) am stärksten betroffen wa-
ren, gefolgt von homofeindlichen Anfein-
dungen (6). Hier zeigt sich, wie auch schon 
in den letzten Jahren im Themenfeld Ras-
sismus zu beobachten war, dass zuneh-
mende diskriminierende gesellschaftliche 
Debatten und extrem rechte Kampagnen 
zu einer zunehmenden Gewalt gegen die 
Betroffenen führen. Zudem konnten durch 

eine verstärkte Netzwerk- und Öffent-
lichkeitsarbeit mehr Betroffene erreicht 
werden. In Treptow-Köpenick wurde im 
Jahr 2023 aus ehrenamtlicher Initiative 
ein queerer Treff eingerichtet, zu dem es 
regelmäßigen Kontakt gibt. Die Hälfte der 
Beleidigungen, Bedrohungen und Pöbe-
leien (40) fanden im öffentlichen Raum, 
wie auf der Straße oder den öffentlichen 
Verkehrsmitteln statt und weitere 10 im 
Rahmen von Veranstaltungen und De-
monstrationen, die sich gegen Diskrimi-
nierung und für Vielfalt einsetzten. Das 
spiegelt sich auch im Anstieg der Vorfälle 
im Motivbereich Feindschaft gegen politi-
sche Gegner*innen der extremen Rechten 
wider. Hier sind es vor allem die Veran-
staltungen, aber auch Anfeindungen ge-
genüber jungen Menschen, die ihre anti-
diskriminierenden und antirassistischen 
Wertvorstellungen offen durch ihre Klei-
dung vertreten, die zu einem Anstieg des 
Motivs führten.
 
Queere Menschen und politische 
Gegner*innen im Fokus
Am stärksten sind die Vorfälle in den 
Bereichen LGBTIQ*-Feindlichkeit (+ 
36) und Feindschaft gegen politische 
Gegner*innen der extremen Rechten (+ 
34) gestiegen. Schon in den Jahren 2021 
und 2022 wurde ein Anstieg der Queer-
feindlichkeit verzeichnet, aber im Jahr 
2023 war dieser nochmals größer als in 
den Jahren zuvor. Dabei sind die verbalen 
Anfeindungen stark gestiegen (+ 16). Die 
Übergriffe waren vor allem trans feindlich 
(9) und homofeindlich (8). In fünf Fällen 
wurden queere Lebensweisen grundsätz-
lich abgelehnt. Die Betroffenen erlebten 
die Übergriffe meist im öffentlichen Raum, 
wie im Nahverkehr, auf der Straße oder 
beim Einkaufen. Die meisten Angriffe und 
Bedrohungen wurden in der Köpenicker 
Dammvorstadt, Niederschöneweide und 
Adlershof dokumentiert. Zudem nahm 

auch die Propaganda stark zu (+ 23). Sie 
stammt meist von extrem rechten Partei-
en wie „Der III. Weg“ oder sie ist Teil von 
extrem rechten Kampagnen gegen queere 
Menschen (z.B. „Stolzmonat“). Zudem 
wurden 15 Vorfälle gemeldet, in denen es 
eine gemeinsame Adressierung mit politi-
schen Gegner*innen der extremen Rechten 
gab. In diesen Fällen handelte es sich oft 
um Aufkleber und Graffitis, die sich sowohl 
gegen Antifaschist*innen als auch gegen 
queere Menschen richteten. Auch im Mo-
tivbereich der politischen Gegner*innen 
ist der Anteil an Propaganda des „III. 
Weg“ recht hoch. Hinzu kommt noch eine 
große Menge an Graffitis, die sich explizit 
gegen Antifaschist*innen richten. Dabei 
wird insbesondere die Strategie der Anti-
Antifa genutzt und teilweise explizit zum 
Sammeln von Adressen und Gewalt aufge-
rufen. Bereits im Vorjahr kam es vermehrt 
zu Gewaltaufrufen, wie „Zecken boxen“ 
oder Gewaltdarstellungen auf Aufklebern. 
Im Jahr 2023 stiegen die Angriffe (+ 3) und 
Beleidigungen, Bedrohungen und Pöbelei-
en (+ 5) auf politische Gegner*innen der 
extremen Rechten an. Die Übergriffe fan-
den im gesamten Bezirk statt mit einem 
Schwerpunkt in der Köpenicker Dammvor-
stadt und den angrenzenden Ortsteilen. 
Auffällig ist die Zahl der Beleidigungen im 
Rahmen von antifaschistischen und anti-
rassistischen Demonstrationen. So kam 
es bei vier Veranstaltungen im Bezirk zu 
Beleidigungen, wobei in zwei Fällen mit 
Gewalt gedroht wurde. In den anderen 
Fällen sind insbesondere junge Menschen 
betroffen, die durch Aufnäher oder Auf-
drucke als politische Gegner*innen er-
kannt wurden.

Räumliche Verschiebung der Vorfälle
Lange Zeit war Niederschöneweide der 
Ortsteil mit den meisten Vorfällen. Hier 
setzte sich bereits 2021 eine Veränderung 
in Gange, die sich weiter vollzieht. Im Jahr 

10. Februar 2023
Am S-Bahnhof Treptower Park hielt 
sich eine Gruppe von jungen Männern 
auf, die durch ihre Kleidung der neo-
nazistischen Kleinstpartei Der III. Weg 
zuzuordnen waren. Sie bepöbelten und 
bedrohten Menschen sowohl am Aus-
gang Richtung Park als auch auf dem 
Bahnsteig. Später fuhren sie zum Ost-
kreuz, verteilten dort Flyer und gingen 
ebenfalls Personen an, die ihnen wider-
sprachen.
Quelle: Zentrum für Demokratie

21. Februar 2023
Ein Jugendlicher, der im Kiez als Antifa-
schist bekannt ist, wurde beim Einwer-
fen von Flaschen in Altglascontainer 
an der Ecke Seelenbinderstraße/ Wein-
bergstraße mit einem Luftdruckgewehr 
beschossen. Die Munition durchschlug 
seine Jacke und erzeugte ein Hämatom.
Quelle: Zentrum für Demokratie

5. Juli 2023
In der Tram 68 wurden zwei Frauen les-
benfeindlich beleidigt und bedroht. Der 

Mann, der hinter ihnen saß, sagte Sätze 
wie „Ihr verschmutzt unsere Rasse!“ 
und „In Brandenburg wärt ihr schon 
verprügelt worden.“ Beim Aussteigen 
am S-Bhf. Grünau zeigte er den beiden 
Frauen den Hitlergruß und rief: „Sieg 
Heil!“.
Quelle: Zentrum für Demokratie

13. September 2023
Auf der Gegenkundgebung zu einer 
AfD Veranstaltung an der Ecke Colo-
niaallee/ Ehrenfelder Str. wurde der 

Treptow-Köpenick
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Treptow-Köpenick

2023 wurden die meisten Vorfälle in der 
Köpenicker Dammvorstadt (72), Köpenick 
Nord (56) und Friedrichshagen (48) doku-
mentiert. Die Dammvorstadt und Köpe-
nick Nord verzeichneten schon im Vorjahr 
Zuwächse. Dieser Trend setzt sich nun fort 
und lässt sich auf die Aktivitäten der neo-
nazistischen Kleinstpartei „Der III. Weg“ 
zurückführen. Hier gibt es die meisten 
Vorfälle mit einem direkten Zusammen-
hang mit der Partei. Hinzu kommt, dass in 
beiden Ortsteilen die meisten Vorfälle im 
Motivbereich der Feindschaft gegen poli-
tische Gegner*innen der extremen Rech-
ten dokumentiert wurden. Das deutet 
stark darauf hin, dass sich hier eine orga-
nisierte extreme Rechte bewegt, die ganz 
klar einen Anspruch auf diese Ortsteile 
erhebt, diesen durch Propaganda markiert 
und mit zunehmender Gewalt durchsetzen 
will. Zudem gehören die Dammvorstadt, 
Friedrichshagen und Köpenick Nord zu 
den Ortsteilen mit den meisten LGBTIQ*-
feindlichen Vorfällen, darunter fünf Belei-

digungen und Bedrohungen. Auch hier ist 
die Ursache eine zunehmend aktiver wer-
dende extreme Rechte. Diese Entwicklung 
ist jedoch unabhängig von der Parteizen-
trale der Partei „Die Heimat“ (ehemals 
NPD), die sich ebenfalls in der Dammvor-
stadt befindet. Die Schwäche der Partei 
setzt sich fort und zeichnet sich dadurch 
aus, dass es keine Zunahme der Veranstal-
tungen und Propaganda gibt.

„Der III. Weg“ im Jahr 2023
Die Vorfälle im Zusammenhang mit der 
Partei „Der III. Weg“ sind im Vergleich 
zum Vorjahr auf einem ähnlichen Niveau 
(2023: 58; 2022: 63). Wie auch schon im 
Vorjahr lag der Schwerpunkt auf Köpenick 
Nord (19) und der Dammvorstadt (15), hier 
wurden insbesondere Aufkleber der Par-
tei gemeldet. Über das Jahr hinweg gab 
es zudem Schwerpunkte für Graffitis und 
Schriftzüge, wie die Wuhlheide, den S-
Bhf. Köpenick und den S-Bhf. Oberspree. 
Die Flyeraktionen der Partei wurden im 

ersten Halbjahr in den Treptower Ortstei-
len und zum zweiten Halbjahr in den Kö-
penicker Ortsteilen dokumentiert. Zudem 
fanden zwei Veranstaltungen statt, eine 
Saalveranstaltung in Altglienicke und eine 
sog. „Parkstreife“ am Treptower Park, die 
mit Beleidigungen und Bedrohungen von 
Passant*innen endete. Inhaltlich dienten 
die meisten Vorfälle der Parteiwerbung 
und wurden der extrem rechten Selbst-
darstellung zugeordnet, jedoch nahm der 
Anteil an LGBTIQ*-feindlicher Propagan-
da zu. Ebenfalls eine neue Entwicklung im 
Jahr 2023 ist die vermehrte Werbung für 
die Jugendorganisation („NRJ“) der Par-
tei. Dies spiegelt sich auch in der starken 
Zunahme von Graffiti als Aktionsform wi-
der und zeigt, dass die Partei ihre Aktivi-
täten auf die Ansprache junger Menschen 
abstimmt.

Queer-Referent des evangelischen Kir-
chenkreises, der sich für die queere Ge-
meinde engagiert und entsprechend auf 
der Veranstaltung aufgetreten ist, von 
einem Mann mit den Worten „Wenn es 
dunkel wird, steche ich dich als Erstes 
ab!“ bedroht. Der Täter wurde vor Ort 
von der Polizei festgenommen.
Quelle: Register Treptow-Köpenick

16. September 2023
Am Abend griff ein Mann einen anderen 
Mann und seine Mutter auf dem S-Bhf. 

Friedrichshagen an und beleidigte die 
beiden rassistisch. Der Angreifer ging 
unvermittelt auf den Sohn los und griff 
ihm an den Hals und versuchte ihn zu 
Boden zu bringen. Als dies nicht funk-
tionierte, drückte er seinen Kopf mehr-
fach gegen einen Stahlträger, wobei er 
ihn rassistisch beleidigte. Als der An-
greifer dann auf die Mutter losgehen 
wollte, stellte sich der Sohn dazwi-
schen und rief die Polizei. Der Angreifer 
flüchtete und der Sohn verfolgte ihn in 
die Bahnhofshalle, wo der Flüchtige ein 

Messer zog, woraufhin sich der Sohn 
zurückzog.
Quelle: Pressemitteilung Bundespolizei 
vom 18.09.2023

11. Oktober 2023
An der Haltestelle Bahnhofstr./ Seelen-
binderstr. schreit ein älterer Mann laut-
stark: „Scheiß Ausländer!“ und „Scheiß 
K***!“. Als eine Passantin darauf ableh-
nend reagiert, zeigt er den Hitlergruß.
Quelle: Zentrum für Demokratie
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ADAS 
Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen 
adas-berlin.de

Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin (ADNB)
Das ADNB ist eine unabhängige Beratungsstelle für Menschen, 
die rassistische Diskriminierungserfahrungen machen. 
www.adnb.de

Antidiskriminierungsberatung Alter, Behinderung, 
chronische Erkrankung
Diese Beratungsstelle ist eine Anlaufstelle für Menschen, die 
aufgrund ihres Lebensalters, ihrer Behinderung oder chronischen 
Krankheit diskriminiert werden.
www.diskriminierung-berlin.de

Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungszentrum 
Berlin e.V.(Apabiz)
Das apabiz ist ein Archiv und bietet Veranstaltungen und 
Workshops rund um die Themen der extremen Rechten an. 
Mehr Informationen unter www.apabiz.de

Dokumentationsstelle Antiziganismus (DOSTA)
AmaroForo dokumentiert antiziganistisch motivierte Vorfälle in 
Berlin. Mehr Informationen zum Dokumentationsprojekt gibt es 
hier: www.amaroforo.de/projekte/dosta.

Dokumentation und Beratung bei Anti-Schwarzem Rassismus
EOTO und die Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland 
dokumentieren Vorfälle von Anti-Schwarzem Rassismus. 
EOTO bietet eine Antidiskriminierungsberatung an. 
www.eoto-archiv.de/antidiskriminierungsberatung

entschwört - Beratung im Umgang mit Verschwörungsmythen 
im persönlichen Umfeld
https://entschwoert.de

Gewaltschutzambulanz der Charité 
(keine Beratungsstelle, sondern Untersuchung und Erstellen von 
Attesten)
gewaltschutzambulanz.charite.de

GLADT 
Beratung von und für Schwarze und of Color Lesben, Schwulen, 
Bisexuellen, Trans*, Inter* und queere Menschen in Berlin 
https://gladt.de/

KiDS - Kinder vor Diskriminierung schützen
https://kids.kinderwelten.net/de

Kontakt- und Beratungsstelle für Flüchtlinge und 
Migrant_innen e.V. (KUB)
Die Kontakt-und Beratungsstelle unterstützt Geflüchtete 
und Migrant*innen aus aller Welt.Sieberaten bei Fragen zum 
Asylrecht,zum Aufenthaltsrechtund in psychischen und sozialen 
Fragen. www.kub-berlin.org

L-Support
L-Support berät und dokumentiert homophobe Gewalt gegen 
Frauen und weiblich gelesenen Menschen. 
www.l-support.net/melde-deinen-fall

LesMigraS
LesMigraS bietet Beratung und Vernetzung für queere Frauen, 
trans und nichtbinäre Menschen, intergeschlechtliche Menschen, 
Sie bieten gezielte Beratungen an für People of Colour, Schwarze 
und Indigene Menschen und queere geflüchtete Menschen an.
www.lesmigras.de

Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in Berlin (MBR)
Die MBR bietet allen Menschen Beratung und Unterstützung an, 
die sich in Berlin für eine menschenrechtsorientierte und demo-
kratische Alltagskultur einsetzen.
www.mbr-berlin.de

Mobiles Beratungsteam Berlin für Demokratieentwicklung
www.mbt-berlin.de/mbt

OFEK - Beratung bei antisemitischen Vorfällen und Übergriffen
https://ofek-beratung.de

Reachout - Opferberatung und Bildung gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus
ReachOut berät Betroffene, Angehörige und Zeug*innen 
rassistischer, rechter und antisemitischer Gewalt.
www.reachoutberlin.de

Recherche und Informationsstelle Antisemitismus 
Berlin (RIAS)
RIAS dokumentiert antisemitische Vorfälle in Berlin, die über die 
Seite www.report-antisemitism.de gemeldet werden können.

StandUp 
Antidiskriminierungsberatung der Schwulenberatung Berlin 
schwulenberatungberlin.de/wir-helfen/antidiskriminierung

TIN*-Antigewaltberatung der Schwulenberatung Berlin
Beratung von gewaltbetroffenen trans*, inter* und nicht-binären 
Personen 
https://schwulenberatungberlin.de/angebote/tin-antigewaltbe-
ratung

Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, 
rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V. (VBRG)
Auf der Internetseite sind Ratgeber für Betroffene und deren 
Angehörige in unterschiedlichen Sprachen als PDF zu finden.
www.verband-brg.de/material/#publikationen

Beratungs- & Dokumentationsstellen 
in Berlin
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